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Zusammenfassung 

Die kommunale Wärmeplanung (KWP) für die VG Daun wurde als freiwillige Planung durch-

geführt. Dennoch erfüllt der erstellte Wärmeplan nach Einschätzung der Autoren die Bedin-

gungen für den Bestandsschutz nach § 5 des Wärmeplanungsgesetzes (WPG), da die Erstel-

lung vor Inkrafttreten der Bundes- und Landesgesetzgebung begonnen wurde. Die kommunale 

Wärmeplanung ist eine rechtlich unverbindliche, strategische Fachplanung, welche die mittel- 

und langfristige Gestaltung der Wärmeversorgung für das VG-Gebiet beschreibt. Die eigentli-

che Wärmeplanung lässt sich unterteilen in  

1. die Bestandsanalyse (Kapitel 1),  

2. die Potenzialanalyse (Kapitel 2),  

3. die Szenario-Entwicklung (Kapitel 3) und  

4. die Umsetzungsstrategie (Kapitel 4).  

Begleitet wurde die Erstellung der KWP von einer umfassenden Partizipationsstrategie (Kapi-

tel 5). Die Darstellung einer Verstetigungsstrategie, eines Controlling-Konzeptes sowie der 

Kommunikationsstrategie (Kapitel 6 bis 8) liefern darüber hinaus strategische Empfehlungen 

zur Umsetzung der KWP nach deren Beschlussfassung durch den Verbandsgemeinderat. 

Bei der Bestandsanalyse wurde deutlich, dass die Wärmeversorgung zu ca. 95 % aus Heizöl, 

Erdgas und Flüssiggas erfolgt. Die Auswertung der Bedarfsstruktur führte erwartungsgemäß 

zu einer Verortung der höchsten Wärmedichte in der Stadt Daun. 

Die Potenzialanalyse und Szenarienberechnung zeigt, dass bis 2045 schätzungsweise 15 % 

des Wärmebedarfs eingespart werden kann, selbst wenn ein deutlicher Anstieg der Sanie-

rungsrate auf 2 % jährlich unterstellt wird. In der VG Daun sind große Potenziale erneuerbarer 

Energien verfügbar, wodurch eine bilanzielle Bedarfsdeckung auf dieser Basis möglich wäre. 

Das größte Wärmepotenzial stellen Geothermie und Biomasse dar, für die Stromgewinnung 

und damit den Betrieb von Wärmepumpen bietet die Windenergie sowie die Photovoltaik sehr 

große Potenziale, die weit über den Strombedarf hinaus gehen. 

Für die Wärmeversorgung der Zukunft wurden zwei Szenarien entwickelt, in dem die Treib-

hausgasneutralität bis 2045 (Bundesziel) und bis 2040 (Landesziel) nahezu erreicht wird. Da-

bei wird angenommen, dass der Verbrauch an Heizöl, Erdgas und weiteren fossilen Energie-

trägern im Zeitablauf kontinuierlich vermindert und durch den Einsatz lokaler, regenerativer 

Potenziale (Solarthermie und Holz), von Wärmepumpen und die Errichtung von Wärmenetzen 

vollständig substituiert wird. 

Als Kernelement der Wärmeplanung wurde allen Ortslagen je ein Wärmeversorgungsgebiet 

zugewiesen. Ein Großteil der Stadt Daun wurde als Wärmenetzgebiet eingeteilt. Weitere 
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Gebiete im Umfeld der Stadt Daun sowie die Ortslagen Pützborn, Mehren, Schalkenmehren 

und Strotzbüsch wurden als Prüfgebiete eingeteilt. Hier sprechen zwar bestimmte Kriterien für 

eine Wärmenetzversorgung, aber die erforderlichen Umstände sind noch nicht ausreichend 

geklärt, um sie als Wärmenetzgebiet einzuteilen. Zu beachten ist, dass aus der Einteilung in 

ein voraussichtliches Wärmeversorgungsgebiet keine Pflicht entsteht, eine bestimmte Wärme-

versorgungsart tatsächlich zu nutzen oder bereitzustellen (vgl. § 18 Abs. 2 WPG) und dass es 

sich um eine Bewertung nach aktuellen Rahmenbedingungen handelt, die bei anderer Sach-

lage künftig wieder auf den Prüfstand gestellt werden muss. Die notwendigen Investitionen in 

die Umstellung der Wärmeversorgung stellen eine große Herausforderung hinsichtlich der Fi-

nanzierung dar. Es bieten sich jedoch auch große Chancen und Entwicklungsperspektiven für 

die regionale Wertschöpfung, da voraussichtlich ein großer Anteil der Investitionen Hand-

werksbetrieben, Bauunternehmen und Wärmenetzbetrieben vor Ort zugutekommt. Als Orien-

tierung für Gebäudeeigentümer wurde ein sogenannter Wärmevollkostenvergleich aufgestellt. 

Dieser zeigt typische Versorgungsfälle mit zukunftsfähigen Heizsystemen kostenseitig gegen-

übergestellt. 

Die Umsetzungsstrategie für die Wärmeplanung setzt sich im Wesentlichen aus den Fokus-

gebieten in der Stadt Daun (mit den zwei Bestandsnetzen) und der Ortsgemeinde Schalken-

mehren (Maarthermie) für eine mögliche Wärmenetzversorgung zusammen. Als zusätzliche 

Energieträger für die Wärmenetze wurden Großwärmepumpen und Biomasse vorgeschlagen. 

Die Techniken sind grundsätzlich marktverfügbar, aber keine Standardlösungen, sodass 

Machbarkeitsstudien und einige Vorplanung notwendig sind. Für die weiteren Ortslagen im 

VG-Gebiet beschreibt die Umsetzungsstrategie dezentrale Versorgungslösungen. Für die Be-

gleitung und Unterstützung der ersten Umsetzungsschritte ist ein Beitrag der VG als planungs-

verantwortliche Stelle gefragt, sowohl durch personelle Ressourcen als auch mit Haushalts- 

oder Fördermitteln für externe Dienstleistung (technisch, juristisch) und Öffentlichkeitsarbeit. 

Die KWP für die VG Daun zeigt einen technisch machbaren und, nach heutigen Gesichtspunk-

ten, ökonomisch sinnvollen Weg auf, um zu den internationalen und deutschen Klimaschutz-

zielen beizutragen. Die Umsetzung der Planung bietet die Chance, von fossilen Energieträgern 

und deren Preissteigerungen unabhängig zu werden. Zugleich wird die regionale Wertschöp-

fung gesteigert, wenn bisherige Kosten für fossile Energieträger in lokale Investitionen umge-

lenkt werden. 
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Vorbemerkung und Aufgabenstellung 

Die Verbandsgemeinde (VG) Daun liegt im zentral bis südlichen Teil des Landkreises Vulka-

neifel und umfasst neben der Stadt Daun auch weitere 37 Ortsgemeinden. In der rund 316 km² 

großen VG leben ca. 23.000 Menschen. Die VG hat es sich zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 

2040 die Klimaneutralität zu erreichen und ist dem Kommunalen Klimapakt des Landes Rhein-

land-Pfalz beigetreten.  

Bei der Erarbeitung der KWP wurde sich an den Anforderungen des „Gesetzes für die Wär-

meplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze“ (Wärmeplanungsgesetz - WPG) ori-

entiert. Das gesetzliche Ziel der KWP ist es, einen Transformationspfad zu einer kosteneffi-

zienten, nachhaltigen, sparsamen, bezahlbaren, resilienten und treibhausgasneutralen Wär-

meversorgung bis spätestens 2045 umzusetzen.1 

Die KWP ist ein Instrument der strategischen Planung und Grundlage für die Wärmeversor-

gung in der Zukunft auf Basis (möglichst regionaler) erneuerbarer Energien. Zugleich ist die 

KWP eine informelle Planung und entfaltet als solche keine bindende Wirkung. Sie stellt viel-

mehr den Rahmen für die Wärmewende in der VG Daun dar. Die Wärmeplanung bietet damit 

den Privathaushalten, den Wirtschaftsunternehmen sowie der öffentlichen Hand eine Orien-

tierung hinsichtlich möglicher zukünftiger Heizenergieträger und Versorgungssysteme wie 

Wärmenetzen.  

Die KWP für die VG Daun wurde als freiwillige kommunale Wärmeplanung durchgeführt. Die 

VG hat die Erstellung der KWP bereits im Jahr 2023 beschlossen und entsprechende Förder-

mittel über die nationale Klimaschutzinitiative beantragt. Im April 2025 wurde das IfaS mit der 

Erstellung der Wärmeplanung beauftragt. Somit bilden die inhaltlichen Anforderungen des För-

derprogramms den maßgeblichen Rahmen für die Erstellung der KWP. Zum 01. Januar 2024 

trat das Wärmeplanungsgesetz in Kraft. Es bildet damit flächendeckend in Deutschland den 

rechtlichen Rahmen für die verpflichtende kommunale Wärmeplanung. Der Bundesgesetzge-

ber hat das WPG mit dem Gebäudeenergiegesetz (GEG) verknüpft, indem u. a. die enthalte-

nen Fristen aufeinander abgestimmt wurden. Zum Stand der Erarbeitung der KWP sieht das 

GEG vor, dass der Betrieb neu eingebauter Heizungen mit mindestens 65 % erneuerbarer 

Energien oder unvermeidbarer Abwärme erfolgen muss.2 Für Bestandsgebäude in Gemein-

degebieten mit weniger als 100.000 Einwohnern tritt diese Regelung im Normalfall ab dem 

01.07.2028 in Kraft. Insofern ist ein Ziel der kommunalen Wärmeplanung, den Gebäudeeigen-

tümern Informationen und Orientierung zu geben, welche Heizungsart sie künftig GEG-kon-

form nutzen können. Mit dem Eckpunktepapier zur Novellierung des GEG (neu: 

 
1 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (§ 1 WPG). 
2 Dass. (§ 71 Abs. 1 GEG). 
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Gebäudemodernisierungsgesetz – GMG) der neuen Bundesregierung wurde angekündigt, die 

diese Regelung nicht fortzuführen und auch das WPG zu novellieren. Etwaige Anpassungen 

oder eine Novellierung des GEG haben keinen direkten Einfluss auf die vorliegende kommu-

nale Wärmeplanung mit dem zugrunde liegenden Zielszenario der Wärmeversorgung. Unab-

hängig von möglichen regulatorischen oder förderpolitischen Änderungen hinsichtlich der Ge-

bäudeheizung orientiert sich die KWP am übergeordneten Ziel einer treibhausgasneutralen, 

resilienten und kosteneffizienten Wärmeversorgung bis 2045 (vgl. auch § 1 WPG). Vor diesem 

Hintergrund beinhaltet das Zielszenario der KWP jene Heizungstechniken und Versorgungs-

strukturen auf Basis erneuerbarer Energien, die nach aktuellem Stand der Wissenschaft und 

Technik nachhaltig einsetzbar, skalierbar, wirtschaftlich belastbar und am Markt verfügbar 

sind. Insofern zielt das Zielszenario auf zukunftsweisende Technologien, die sowohl regulato-

risch anschlussfähig als auch ökonomisch resilient sind. Dies gilt auch für die Gebietseintei-

lung nach Wärmeversorgungsarten, die sich aus dem Zielszenario ableitet. 

In § 5 WPG ist geregelt, dass für bestehende oder begonnene Wärmeplanungen ein Be-

standsschutz gilt und für die planungsverantwortlichen Kommunen keine Verpflichtung einer 

Wärmeplanung nach den gesetzlichen Vorgaben besteht. Die Voraussetzungen für diesen 

Bestandsschutz sind, dass 

1. am 1. Januar 2024 ein Beschluss oder eine Entscheidung über die Durchführung 

der Wärmeplanung vorliegt, 

2. spätestens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 der Wärmeplan erstellt und 

veröffentlicht wurde und 

3. die dem Wärmeplan zugrunde liegende Planung mit den Anforderungen dieses 

Gesetzes im Wesentlichen vergleichbar ist. 

Die wesentliche Vergleichbarkeit ist insbesondere anzunehmen, wenn die Planung Gegen-

stand einer Förderung aus Mitteln des Bundes war. Insofern ist davon auszugehen, dass die 

VG Daun ihre Verpflichtung nach dem Wärmeplanungsgesetz erfüllt hat und erst wieder im 

Rahmen der KWP-Fortschreibung von der gesetzlichen Verpflichtung erfasst wird. Das Bun-

desgesetz verpflichtet zunächst die Länder, welche wiederum durch Landesrecht die Aufgabe 

auf die Kommunen übertragen und einzelne Regelungen konkretisieren werden. Eine entspre-

chende Gesetzgebung des Landes Rheinland-Pfalz trat 2025 in Kraft.3 

An vielen Punkten wurde die Erstellung des Wärmeplans an die Maßgaben des WPG ange-

glichen. Dies betrifft bspw. die Einteilung des VG-Gebietes in Wärmeversorgungsgebiete nach 

 
3 Land Rheinland-Pfalz (AGWPG RLP). 
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§ 18 WPG als wesentliches Ergebnis der KWP. Die Vorgehensweise und Arbeitspakete zur 

Erstellung der KWP sind in nachfolgender Abbildung zusammengefasst. 

 

Abbildung A: Arbeitsschritte der KWP-Erstellung 
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1 Bestandsanalyse  

Die Bestandsanalyse bildet die Grundlage für die kommunale Wärmeplanung. Ziel ist sowohl 

eine Darstellung zur Struktur der Wärmeversorgung als auch die mengenmäßige Verteilung 

der eingesetzten Energieträger und die Aufteilung auf die wesentlichen Verbrauchssektoren. 

Ausgangspunkt bilden die Gebäudetypen und der Wärmebedarf. Darüber hinaus wird ab-

schließend der Ist-Status der Energie- und Treibhausgasbilanz für die VG Daun wiedergege-

ben. 

 Datengrundlagen 

 Geodaten 

Als relevante Datenbasis für die weiteren Auswertungen wird zunächst ein Auszug des LOD2- 

Gebäudemodells zugrunde gelegt, der landesweit vom LVermGeo RP zum Download bereit-

gestellt wird. Das 3D-Gebäudemodell baut auf den Informationen des Liegenschaftskataster 

(ALKIS) auf, umfasst darüber hinaus u. a. auch Informationen zur Gebäudehöhe und zu stan-

dardisierten Dachformen. Für die weiteren Schritte maßgeblich sind die enthaltenen Adressin-

formationen, die die Grundlage für sämtliche Datenverknüpfungen mit externen Bezugsquel-

len (Bezirksschornsteinfeger, EVU) darstellen. Als weitere Basisdaten fließen auch Informati-

onen aus dem ALKIS sowie dem ATKIS Basis-DLM ein. 

Im Rahmen der Potenzialanalyse werden themenspezifische Fachdaten wie bspw. ein Auszug 

des Solardachkatasters oder Daten zur Windhöffigkeit berücksichtigt, worauf an entsprechen-

der Stelle separat verwiesen wird. 

 Leitungsgebundene Energieträger 

Die Endenergieverbrauchsdaten für leitungsgebundene Energieträger wurden von der Ener-

gieversorgung Mittelrhein (evm) für den Erdgasverbrauch zur Verfügung gestellt. Diese bein-

halteten die gelieferten Erdgasmengen, die zur Wärmeerzeugung verwendet werden. Die Gas-

verbrauchsdaten von der evm wurden für Mehrfamilienhäuser und Gewerbebetriebe adress-

scharf und für Ein- und Zweifamilienhäuser aggregiert zur Verfügung gestellt. Beim Erdgas ist 

noch zu berücksichtigen, dass es auch für den Betrieb von Herden oder Backöfen verwendet 

werden kann und die dazu verwendete Erdgasmenge nicht bekannt ist. 

Zur Ermittlung der Wärmepumpen wurde, aufgrund von nicht zur Verfügung stehenden Wär-

mestromdaten auf BAFA-Daten zurückgegriffen. Da dort nur geförderte Anlagen enthalten 

sind, besteht eine mögliche Lücke, da davon auszugehen ist, dass der tatsächliche Bestand 

deutlich höher ist. Dies betrifft auch die Angaben zu den Solarthermieanlagen. 
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 Nicht leitungsgebundene Energieträger 

Zur Ermittlung nicht leitungsgebundener Energieträger wurden die Aufzeichnungen der Be-

zirksschornsteinfeger ausgewertet. Die Daten wurden mit teilweise adressscharfen und über-

wiegend aggregierten Angaben über Feuerstättenart, Brennstoffart, Nennwärmeleistung, Bau-

jahr sowie weiteren Informationen zur Verfügung gestellt. Für Angaben zu den Solarthermie-

anlagen wurde auf BAFA-Daten zurückgegriffen. Die Angaben zu den Solarthermieanlagen 

und Wärmepumpen lagen nicht adressscharf vor, sodass diese nicht den einzelnen Gebäuden 

zugeordnet werden konnten. Die errechneten Wärmeerträge sind jedoch in die Gesamtbe-

rechnung eingeflossen. 

 Datenverarbeitung 

Die erhaltenen Daten wurden überprüft und mit den Daten aus dem geographischen Informa-

tionssystem (GIS) abgeglichen. Dabei wurden unterschiedliche Schreibweisen von Straßen-

namen angepasst, um die spätere Zuordnung zu vereinfachen. Fehlerhafte Daten wie z. B. 

Adressen ohne Hausnummern oder falsche Hausnummern konnten nicht zugeordnet werden. 

Zunächst wurden die Realdaten, bestehend aus den Erdgasverbrauchsdaten sowie Liegen-

schaftsdaten, verarbeitet und zugeordnet. Für die nicht leitungsgebundenen Energieträger 

wurde anhand der Schornsteinfegerdaten aus der Nennwärmeleistung und den Vollbenut-

zungsstunden der entsprechende Energieeinsatz ermittelt. Für die Vollbenutzungsstunden 

werden üblicherweise 1.600 h angenommen. In der Realität wird oft weniger geheizt und auch 

oftmals nicht das ganze Gebäude beheizt, zudem sind viele, vor allem der älteren Heizungs-

anlagen, überdimensioniert. Daher wurde ein Referenzwert aus den Erdgasheizungen errech-

net, und zwar über die Gesamtnennleistung aus den Schornsteinfegerdaten und dem gesam-

ten Erdgasverbrauch. Dieser Referenzwert von 1.171 Volllaststunden jährlich wurde für alle 

Energieträger angesetzt. Für Holzeinzelöfen wurde mit Vollbenutzungsstunden von 300 h kal-

kuliert, da diese in den meisten Gebäuden als ergänzendes Heizsystem verwendet werden 

und dementsprechend gering ausgelastet werden. 

 Gebäudetypen und Baualtersklassen 

In der VG Daun konnten 9.603 beheizte Gebäude ermittelt werden, welche sich in Wohnge-

bäude, Gebäude für Gewerbe/Handel/Dienstleistung (GHD) und Industrie sowie öffentliche 

Liegenschaften unterteilen lassen. Gebäude ohne Wärmebedarf wie Garagen oder Scheunen 

werden nicht weiter betrachtet. Zur genaueren Auswertung des Wohngebäudebestands wur-

den statistische Daten aus dem 2024 veröffentlichten Zensus 2022 verwendet.4 Dieser gibt 

 
4 Statistisches Bundesamt (Destatis), Zensus 2022. In: destatis.de, 14.08.2025. 
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u. a. Aufschluss über Baualtersklassen, Heizungsart, Energieträger der Heizung und Gebäu-

detyp-Bauweise. 

 

Abbildung 1-1: Gebäudenutzung und Wohngebäudetyp 

95 % des Gebäudebestands entfällt auf Wohngebäude, 3 % auf Gebäude für GHD und Indust-

rie sowie 2 % auf öffentliche Gebäude. Bei ca. 78 % der Wohngebäude handelt es sich um 

freistehende Gebäude. Ein- und Zweifamilienhäuser machen gut 92 % des Wohngebäudebe-

stands aus, die übrigen 8 % entfallen auf (große) Mehrfamilienhäuser. 

Die Auswertung nach Baualtersklassen für die Wohngebäude in der VG Daun mit einem Ver-

gleich zu Deutschland insgesamt ist in nachfolgender Abbildung dargestellt. 

 

Abbildung 1-2: Gebäudeanzahl nach Baualter 

Die Altersverteilung der Wohngebäude in der VG Daun liegt größtenteils unter dem Bundes-

durchschnitt. Es wurden mehr Gebäude von 1960 bis 1989 sowie vor 1919 errichtet. Am 1. 
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November 1977 trat die „Erste Wärmeschutzverordnung“5 in Kraft. Laut Zensus 2022 sind ca. 

60 % der Wohngebäude in der VG vor 1979 gebaut und somit vermutlich größtenteils ohne 

energiesparenden Wärmeschutz ausgestattet worden. Auch ist davon auszugehen, dass ein 

Teil dieser Gebäude bis heute noch nicht oder zumindest nur teilweise energetisch saniert 

wurde und demnach ein großes Potenzial zur Energieeinsparung bei diesen Gebäuden be-

steht. 

Für die Gebäude des Gewerbes und der öffentlichen Liegenschaften liegen keine statistischen 

Daten zur Altersstruktur vor, so dass dazu keine Auswertung durchgeführt werden konnte. Es 

ist davon auszugehen, dass auch in diesen Sektoren ein großes Energieeinsparpotenzial auf-

grund nicht sanierter Gebäude besteht. 

 Beheizungsstruktur 

Die Beheizungsstruktur in der VG Daun wurde anhand der Verbrauchsdaten der Energiever-

sorger, den Angaben zu den öffentlichen Liegenschaften und den Anlagendaten der Bezirks-

schornsteinfeger ermittelt. Aus den Schornsteinfegerdaten ergibt sich, dass ca. 52 % der Hei-

zungsanlagen Zentralheizungen und ca. 48 % Einzelraumheizungen sind. Dabei verteilen sich 

die Anlagen auf die einzelnen Energieträger wie folgt: 

Tabelle 1-1: Installierte Anlagen zur Wärmebereitstellung nach Energieträgern 

 

Der größte Anteil mit 49 % der Heizungsanlagen werden mit Holz beheizt, was vor allem an 

der hohen Anzahl an Einzelraumheizungen wie z.B. Kamin- und Pelletöfen (insgesamt 

6.728 Stück) liegt. Die fossilen Energieträger Heizöl und Gas (entspricht Erdgas und Flüssig-

gas) kommen zusammen auf einen Anteil von 48 %. Die mit Strom betriebenen Heizungsan-

lagen konnten nicht quantifiziert werden, genauso wie die Anzahl der Wärmepumpen. Die So-

larthermieanlagen liegen bei 4 %.  

 
5 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, GEG-Infoportal - Archiv - Wärmeschutzverordnung 1977. In: bbsr-geg.bund.de, 
13.08.2025. 



Bestandsanalyse 

 
16 

 

Ein wichtiger Faktor bei den Heizungsanlagen ist die Altersstruktur. Gerade ältere Heizungs-

anlagen arbeiten nicht effizient und sollten laut Gebäudeenergiegesetz (GEG) nach spätes-

tens 30 Jahren ausgetauscht werden. An dieser Stelle sei angemerkt, dass mit dem Eckpunk-

tepapier der Bundesregierung zur Novellierung des GEG eine Streichung dieser Vorgabe an-

gekündigt wurde.6 

 

Abbildung 1-3: Altersstruktur der Heizungsanlagen 

Es lässt sich ablesen, dass die Altersverteilung zwischen Zentral- und Einzelraumheizungen 

sehr unterschiedlich ist und bei den Zentralheizungen ein höherer Anteil bereits über 30 Jahre 

in Betrieb ist. Außerdem ist die Anzahl an Einzelraumheizungen ab 2000 stark gestiegen. Der 

verstärkte Ausbau könnte evtl. im Zusammenhang mit verschiedenen Förderprogrammen, 

u. a. Marktanreizprogramm, BAFA-Förderung sowie KfW-Kredite seit Anfang 2000 stehen. Bei 

den Zentralheizungen sind ca. 26 % der Anlagen älter als 30 Jahre, bei den Einzelraumhei-

zungen sind es lediglich 11 %. Zudem sind ca. 56 % der Zentralheizungen und ca. 29 % der 

Einzelraumheizungen älter als 20 Jahre und sollten in den nächsten zehn Jahren ausge-

tauscht werden. 

 Energieinfrastruktur 

 Stromnetze 

Das gesamte Stromnetz in der VG Daun wird vollständig von der Westnetz GmbH betrieben. 

Im Rahmen der Datenauswertungen wurden keine Verbrauchsdaten für Wärmestrom bereit-

gestellt. Der Gesamtstrombedarf wurde aus dem Energiesteckbrief der VG Daun 

 
6 Bundesregierung, Eckpunkte zum neuen Gebäudemodernisierungsgesetz. In: table.media, 24.02.2026. 
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übernommen, der von der Energieagentur erstellt wurde. Dieser beträgt rund 99.000 MWh/a 

und wurde anhand von Daten der Netzbetreiber und des statistischen Landesamtes, nach 

Sektoren unterteilt, bestimmt.7  

Im Rahmen der Datenbereitstellung wurden Netzpläne zum Leitungsnetz, unterteilt nach 

Spannungsebene bereitgestellt. Demzufolge erstreckt sich das Leitungsnetz innerhalb der 

Verbandsgemeinde auf rund 303 km in der Mittelspannungsebene, 394 km auf der Nieder-

spannungsebene sowie 153 km auf der Niederspannungsebene zu Beleuchtungszwecken 

(bspw. Straßenbeleuchtung). Aspekte wie der fortlaufende Ausbau und Umbau des Netzes, 

die Anpassung von Netzanschlüssen sowie die Reservierung oder Freigabe von Netzkapazi-

täten führen zu einer ständigen Veränderung im Stromnetz. Daher lässt sich kein fester Wert 

für dessen Auslastung bestimmen. Hinsichtlich der Auslastung der bestehenden Trafostatio-

nen weist der Großteil freie Kapazitäten auf, nur eine wenige befinden sich im Bereich ihrer 

Kapazitätsgrenze oder bereits darüber. Der Netzbetreiber berücksichtigt bei seinen Planungen 

jedoch grundsätzlich ausreichende Reserven, um die Versorgungssicherheit zu gewährleis-

ten. 

 Gasnetze 

Die Gasnetze werden durch die Energienetze Mittelrhein (enm) betrieben. Ein Lageplan des 

Gasnetzes wurde nicht zur Verfügung gestellt. Die auf Straßenebene aggregierten Ver-

brauchsdaten wurden im Rahmen der Datenverarbeitung räumlich verortet und auf die poten-

ziellen Anschlussnehmer aufgeteilt. 

Somit ergibt sich in Form der Abbildung 1-4 eine Heatmap, die genutzt werden kann, um ge-

nerell erdgasversorgte Bereiche (rot) und Bereiche ohne vorhandenes Leitungsnetz, entspre-

chend in der Farbe des zugehörigen Hauptenergieträgers dargestellt, zu lokalisieren.  

Anhand der verorteten Erdgasverbräuche ist ersichtlich, dass Erdgas innerhalb der Stadt Daun 

sowie der Gemeinde Darscheid der dominierende Energieträger ist. Teilweise erdgasversorgte 

Gebiete finden sich in den Gemeinden Dreis-Brück, Nerdlen, Schönbach, Mehren und Schal-

kenmehren. In den übrigen Gemeinden stellt Heizöl den dominierenden Energieträger dar, 

was Tabelle 1-2 auch auf Basis der ermittelten Endenergieverbräuche bestätigt.

 
7 Energieagentur Rheinland-Pfalz, Stromverbrauch. In: energieatlas.rlp.de, 13.11.2025. 
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Abbildung 1-4: Erdgasversorgung in der Verbandsgemeinde 
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 Wärmenetze und Gebäudenetze 

In der VG Daun existieren zwei Bestandsnetze. Der Landkreis Vulkaneifel betreibt in der Stadt 

Daun ein Gebäudenetz zur Versorgung der Gebäude des Schulzentrums Daun (u. a. Ge-

schwister-Scholl-Gymnasium inkl. Turnhalle, Thomas-Morus-Gymnasium, Berufsbildende 

Schule, Jobcenter, Kreisbibliothek) mit Wärme. Als Energieträger kommen dabei Holzhack-

schnitzel und Erdgas zum Einsatz. Der Holzhackschnitzelkessel hat seine rechnerische Nut-

zungsdauer erreicht (Baujahr 2005) und ist dementsprechend zuletzt unzuverlässig im Betrieb. 

Perspektivisch wird eine Modernisierung der Versorgungstechnik notwendig sein, wobei auch 

der Energiemix überprüft werden sollte.  

Weiterhin betreibt die Firma Pro Eifel Energies GmbH ein Gebäudenetz im Nordosten der 

Stadt Daun zur Versorgung von Einfamilien-, Mehrfamilienhäusern und gewerblich genutzten 

Gebäuden. Als Energieträger für die Wärmeversorgung werden vor allem Holzhackschnitzel 

und Miscanthus genutzt, zudem steht eine Heizöl-Notheizung zur Verfügung. Zur passiven 

Kühlung eines Bürogebäudes steht zudem eine Sole/Wasser-Wärmepumpe (Tiefenbohrung) 

zur Verfügung. Vonseiten des Betreibers besteht Interesse an einer Netzerweiterung. 

 Endenergieverbrauch und Wärmebedarf 

Im Wärmesektor werden die Begriffe „Bedarf“ und „Verbrauch“ oft synonym verwendet, obwohl 

sie unterschiedlich definiert sind. Für die Erstellung der Energie- und Treibhausgasbilanz sind 

die nachfolgenden Unterscheidungen zu treffen: 

Wärmebedarf Endenergieverbrauch 
Berechneter Wärmebedarf auf Basis von Gebäu-
dedaten und Randbedingungen. Leitungs- oder 
Umwandlungsverluste sind nicht berücksichtigt. 

Was muss erreicht werden, damit die Ge-
bäude warm sind? 

Tatsächlich gemessene Energiemenge, die zum 
Beheizen eines Gebäudes benötigt wurde. Bein-

haltet Leitungs- und Umwandlungsverluste. 

Wie viel Energie muss eingesetzt werden, da-
mit die Gebäude warm sind? 

Der Wärmebedarf quantifiziert die Energiemenge, welche in einem Gebäude ankommen 

muss, um den gewünschten Zustand zu erreichen; er wird für die strategische Bedarfsplanung 

herangezogen. Je nachdem, welcher Energieträger eingesetzt wird, kann der Verbrauch un-

terhalb des Wärmebedarfs liegen, wenn z. B. strombetriebene Luft/Wasser-Wärmepumpen 

zum Einsatz kommen (hier wird lediglich der Stromverbrauch gemessen und nicht die Nutzung 

der Außenluft), oder auch oberhalb des Wärmebedarfs liegen, z. B. durch Wirkungsgrad- und 

Leitungsverluste bei einem Heizölkessel. 

Der Endenergieverbrauch zur Beheizung der Gebäude wurde in mehreren Schritten ermittelt. 

Dieser teilt sich wie folgt auf die Verbrauchergruppen auf: 
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Abbildung 1-5: Absoluter Wärmebedarf auf Baublockebene 
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Abbildung 1-6: Wärmedichte auf Baublockebene 
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Die flächenbezogene Wärmedichte dient zunächst der Identifikation von Wärmehotspots und 

wird in der weiteren Analyse hinsichtlich Wärmenetzeignung gemeindespezifisch bewertet. 

Die Darstellung des jeweiligen Hauptenergieträgers in Form der Heatmap dient als Orientie-

rung der räumlichen Verteilung (vgl. Abbildung 1-4). Auf deren Basis zwischen erdgasversorg-

ten Bereichen und Bereichen die maßgeblich durch Heizöl und andere dezentrale Lösungen 

versorgt werden, unterschieden wird. 

 Energie- und Treibhausgasbilanz 

Die Energie- und Treibhausgasbilanz (Energie- und THG-Bilanz) der kommunalen Wärmepla-

nung erlaubt Rückschlüsse auf die Energieverbräuche einer Kommune und zeigt auf, in wel-

chen Bereichen der größte Handlungsbedarf besteht, um eine treibhausgasneutrale Wärme-

versorgung sicherzustellen. 

Mit den in den vorangegangenen Abschnitten erläuterten Endenergieverbräuchen aller be-

trachteten Verbrauchergruppen sind unterschiedliche Klimawirkungen verbunden, die im Fol-

genden über den Indikator der THG-Emissionen dargestellt werden. Die Summe der verur-

sachten THG-Emissionen in den betrachteten Verbrauchergruppen ist immer abhängig von 

den eingesetzten Energieträgern, da jeder Energieträger eine unterschiedliche Emissionsin-

tensität aufweist. So beträgt zum Beispiel der CO2e-Faktor (Treibhausgaspotenzial) für eine 

Stromdirektheizung 363 g/kWh (0,363 t/MWh), während der CO2e-Faktor für Heizöl bei 

310 g/kWh und für Erdgas bei 240 g/kWh liegt. 

Um eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu gewährleisten, basieren die zugrunde gelegten 

Emissionsfaktoren auf dem Technikkatalog des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima-

schutz (BMWK) und des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 

(BMWSB).8 Die dort hinterlegten Werte basieren auf wissenschaftlichen Studien, nationalen 

und internationalen Standards sowie Daten des Umweltbundesamtes. Die Emissions- und Pri-

märenergiefaktoren sind grundsätzlich mit der BISCO-Systematik kompatibel. Regionale Ge-

gebenheiten und aktuelle technologische Entwicklungen werden berücksichtigt, wobei kleinere 

Abweichungen auftreten können. 

Für das Basisjahr 2024 wurden ein Endenergieverbrauch von rund 294.400 MWh und THG-

Emissionen in Höhe von rund 74.100 t CO2e für die Verbandsgemeinde Daun errechnet. Eine 

Verteilung der THG-Emissionen nach Verbrauchergruppen ist in nachfolgender Grafik ausge-

wiesen. 

 
8 Kompetenzzentrum Kommunale Wärmewende (KWW), Technikkatalog Wärmeplanung 1.1. In: kww-halle.de, 13.08.2025. 









Potenzialanalyse 

 
27 

 

236.760 MWh auf. Der größte Anteil wird im Allgemeinen zur Erzeugung von Raumwärme 

benötigt. Die Details sind in der nachstehenden Abbildung dargestellt. Die Verteilung der Ener-

gieverbräuche und die möglichen Einsparungen beziehen sich auf die Prognosen aus dem 

Referenzszenario der WWF-Studie „Modell Deutschland“. 

 

Abbildung 2-1: Aufteilung des Nutzenergieverbrauchs privater Haushalte gem. WWF-Studie 10 

In der WWF-Studie wird davon ausgegangen, dass sich die Situation im Bereich der privaten 

Haushalte verändern wird. Die Anzahl der privaten Haushalte steigt bis ungefähr 2030, nimmt 

aber anschließend ab, wobei die Anzahl der in einem Haushalt lebenden Personen sinkt. Da-

mit einhergehend wird auch die Wohnfläche pro Person größer. Energieeinsparungen werden 

für die privaten Haushalte notwendig, da mit steigenden Energiepreisen zu rechnen ist. Unter 

den getroffenen Annahmen von Prognos und vom Öko-Institut steigen die Verbraucherpreise 

für private Haushalte bis 2050 für leichtes Heizöl um das Dreifache und für Erdgas und Treib-

stoffe um das Doppelte gegenüber 2005. In der genannten Studie werden keine Annahmen 

für die Entwicklung des Strompreises getroffen. In einer weiteren Prognos-Studie wird von 

einer inflationsbereinigten Preissteigerung bei Strom für Haushaltskunden von 2011 bis 2050 

von etwa 3 % ausgegangen.11 

In der nachstehenden Grafik wird aufgezeigt, wo und zu welchen Anteilen die Wärmeverluste 

innerhalb der bestehenden Wohngebäude auftreten. 

 
10 Eigene Darstellung in Anlehnung an WWF Deutschland, Modell Deutschland. In: wwf.de, 13.08.2025. 
11 Prognos AG, Entwicklung der Energiemärkte – Energiereferenzprognose. In: prognos.com, 13.08.2025. 
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Abbildung 2-2: Energieverluste bei der Wärmeversorgung bestehender Wohngebäude12 

Parallel dazu wurde in einer Studie des IWU ermittelt, dass bundesweit im Bereich der Ein- 

und Zweifamilienhäuser, die vor 1978 errichtet wurden, erst bei 26,5 % der Gebäude die Au-

ßenwände, bei 52,3 % die oberste Geschossdecke bzw. die Dachfläche, bei 12,4 % die Kel-

lergeschossdecke und erst bei ca. 10 % der Gebäude die Fenster nachträglich gedämmt bzw. 

ausgetauscht wurden. Wird die obere Abbildung im Kontext der IWU-Studie betrachtet, ist ein 

großes Einsparpotenzial durch energetische Sanierung zu erreichen.13 Zudem kann der Heiz-

wärmebedarf durch den Einsatz von effizienter Heizungstechnik reduziert werden. Die erziel-

baren Einsparungen liegen je nach Sanierungsmaßnahme zwischen 45 – 75 %. Große Ein-

sparpotenziale ergeben sich durch die Dämmung der Gebäude. Je nach Baualtersklasse, Ge-

bäudegröße und Umfang der Sanierungsmaßnahmen sowie individuellen Nutzerverhaltens 

sind die Einsparungen unterschiedlich. 

Nach Ermittlung des derzeitigen Wärmeenergiebedarfs der Haushalte und der Erkenntnis, 

dass bei vielen Haushalten Einsparpotenziale bestehen, wurde das Szenario für die Erschlie-

ßung der Effizienzpotenziale im Wohngebäudesektor aufgestellt. Hierfür wurden die im Tech-

nikkatalog Wärmeplanung angegebenen Einsparpotenziale je Verbrauchergruppe und Baual-

tersklasse verwendet. 

Im Szenario wurde eine Sanierungsquote von 2 % angenommen, das entspricht der Sanierung 

von 183 Gebäuden pro Jahr bzw. ca. 3.653 Gebäuden bis zum Jahr 2045. Der Wärmebedarf 

der Wohngebäude kann demnach um etwa 15 % auf ca. 200.910 MWh bis 2045 gesenkt wer-

den. Durch den Austausch veralteter Heizungsanlagen und die Nutzung effizienterer 

 
12 Eigene Darstellung in Anlehnung an FIZ Karlsruhe – Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH, Wo geht Wärme im 
Haus verloren? In: baulinks.de, 13.08.2025. 
13 Institut Wohnen und Umwelt (IWU), Datenbasis Gebäudebestand. In: iwu.de, 13.08.2025. 
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Energieträger kann der Endenergieverbrauch im Bereich Wärme von 239.690 MWh auf 

103.950 MWh gesenkt werden. 

 GHD und Industrie 

Unter GHD und Industrie fallen u. a. die Branchen Landwirtschaft, Gärtnerei, industrielle Klein-

betriebe, Handwerksbetriebe, Baugewerbe, Handel und Gesundheitswesen. 

Die Energieverteilung im GHD-Sektor wird wie folgt angesetzt: 

 

Abbildung 2-3: Aufteilung des Nutzenergieverbrauchs im Bereich GHD gem. WWF-Studie14 

41.150 MWh Endenergieverbrauch im Bereich Wärme bzw. 33.080 MWh Wärmebedarf wer-

den pro Jahr für den Bereich Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und Industrie aufgewendet. 

Den größten Anteil an der Raumwärme haben Branchen wie Gesundheits- und Unterrichts-

wesen sowie der öffentliche Sektor mit Krankenhäusern, Altenheimen, Schulen und Verwal-

tungsgebäuden. Diese weisen, im Gegensatz zu Handels- und Handwerksbetrieben, durch-

schnittlich den höchsten Raumwärmebedarf auf. Es kann davon ausgegangen werden, dass 

ein Großteil des Wärmebedarfs im verarbeitenden Gewerbe auf die Prozesswärme entfällt. 

Die Senkungspotenziale liegen in der energetischen Sanierung der Gebäude, zumindest bei 

kleineren Gewerbebetrieben, analog zu den privaten Haushalten. Die Sanierungs- und Neu-

baurate liegt heute in diesem Sektor im Vergleich zu Wohngebäuden wesentlich höher 

(3 %/a).15 Dadurch setzen sich neue Baustandards (GEG) schneller durch. 

 
14 WWF Deutschland, Modell Deutschland. In: wwf.de, 13.08.2025. 
15 Institut für Energie- und Umweltforschung (IFEU), Energieeffizienz: Potenziale, volkswirtschaftliche Effekte und Energieeffizi-
enz: Potenziale, volkswirtschaftliche Effekte und innovative Handlungs- und Förderfelder für die Nationale Klimaschutzinitiative. 
In: ifeu.de, 13.08.2025. 
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 Liegenschaften der Verbandsgemeinde 

Basierend auf den vorliegenden Datensätzen zur Wärmeversorgung der VG-eigenen Liegen-

schaften wurden 21 Liegenschaften mit relevantem Wärmeverbrauch betrachtet und hiervon 

die witterungsbereinigten, durchschnittlichen Jahreswärmeverbräuche bestimmt. Insgesamt 

liegt der Wärmeverbrauch aller Liegenschaften bei ca. 4.000 MWh/a. Darauf aufbauend 

konnte ein sogenannter Kennwertevergleich durchgeführt werden, bei dem der spezifische 

Wärmeverbrauch eines jeweiligen Gebäudes mit den Werten gleicher oder ähnlicher Gebäu-

detypen verglichen wird. Hierzu wurde auf die Nettogrundfläche (NGF) zur Berechnung des 

flächenspezifischen Wärmeverbrauchs zurückgegriffen. 

Abbildung 2-4 zeigt die Auswertung des Kennwertevergleich aller Gebäude mithilfe einer Ver-

brauchseinordnung in Ampelfarben. 52 % der untersuchten Liegenschaften weisen einen ver-

gleichsweise niedrigen Wärmeverbrauch auf. 24 % haben einen im Vergleich (leicht) erhöhten 

Wärmeverbrauch und weitere 24 % der Gebäude zeigen hohe Verbrauchswerte. 

 

Abbildung 2-4: Auswertung des Kennwertevergleichs 

Für die im Rahmen des Kennwertevergleichs identifizierten Gebäude mit vergleichsweise ho-

hem Verbrauch wird die Durchführung einer Energieberatung empfohlen (siehe Kapitel 4.3). 

Folgende Abbildung zeigt den Durchschnitt der witterungsbereinigten Jahreswärmeverbräu-

che 2021 – 2024 der VG-eigenen Liegenschaften nach Gemeinde. 
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Abbildung 2-5: Gegenüberstellung des Wärmeverbrauchs und der Anzahl der VG-eigenen Liegenschaften 

 Lokale Potenziale erneuerbarer Energien und unvermeidbarer Abwärme 

In den folgenden Unterkapiteln werden die erhobenen Potenziale zur Nutzung regenerativer 

Energieträger in der VG Daun dargelegt. 

 Biomasse 

Die energetische Nutzung von Biomasse stellt eine weitere wesentliche Säule einer nachhal-

tigen und zukunftsfähigen Energieversorgung dar. Einerseits nimmt die Biomasse in der 

VG Daun, hinsichtlich der Endenergieproduktion im quantitativen Vergleich zu anderen Poten-

zialen, wie bspw. Wind oder Solar, eine geringe Bedeutung ein. Andererseits kann diese je-

doch hingegen, aufgrund ihrer Eigenschaften, durch weitere Aspekte wie Energiespeicherung, 

Klimawandelanpassung und Förderung der Biodiversität, überzeugen und nimmt folglich auch 

eine wesentliche Rolle in der Entwicklung von zukunftsfähiger Energieszenarien ein. 

Weiterhin ist Biomasse auch hinsichtlich der regionalen Verfügbarkeit und der Verarbeitungs-

möglichkeiten eine wichtige Größe, um regionale Wertschöpfungskreisläufe zu erschließen 

und dezentrale Arbeitsplätze zu schaffen. 

 Rahmenbedingungen 

Die Ermittlung der Biomassepotenziale untergliedert sich in folgende Sektoren: 
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Abbildung 2-7: Statistisch abgeleitete Waldbesitzverteilung18 

Die Verteilungen der Leitsortimente, wie sie die Berechnung nach Holzeinschlagstatistik für 

Rheinland-Pfalz ergab, sind in   

 
18 Beim Körperschaftswald handelt es sich um Wald im Eigentum von Körperschaften des öffentlichen Rechts, wie z. B. Städte 
und Gemeinden. 

Staatswald
2.276 ha

17%

Körperschaftswald
9.061 ha

69%
Privatwald
1.853 ha

14%
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Tabelle 2-1 dargestellt. Demnach werden in Rheinland-Pfalz z. Z. etwa 4/9 des Zuwachses 

durch Stammholz dargestellt. Etwa ein Viertel wird als Energieholz und ein Fünftel als Indust-

rieholz vermarktet. Ein knappes Zehntel des Holzeinschlags beinhaltet nicht verwertetes Holz. 

Die, gemessen am Zuwachs, vorherrschenden Baumarten im Wald sind die Fichte (ca. 28 %) 

und die (Rot-)Buche (ca. 23 %). Es folgen Eiche (ca. 15 %), Douglasie (ca. 12 %) und Kiefer 

(ca. 7 %). Die restlichen 15 % entfallen auf alle anderen Baumarten (z. B. Ahorn, Birke, Erle, 

Esche, Lärche, Tanne). 
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jedoch bereits höhere Nutzungsquoten erreicht, kann dies darauf hinweisen, dass die Nutzung 

bereits zu Lasten des künftigen Zuwachses und damit auch der künftigen Nutzung geschehen 

könnte. Zudem wird eine Nutzungserhöhung nur dann als noch nachhaltig betrachtet und vor-

geschlagen, sofern diese einen Nutzungssatz, bezogen auf eine Baumartengruppe, von 70 % 

nicht überschreitet. Folglich verbleibt hier ein Zuwachspuffer von 30 % für den weiteren Aufbau 

der Wälder. Eine individuelle Beurteilung des Zustandes und der Altersverteilung der betrach-

teten Waldgebiete wird daher nicht mehr als dringend notwendig erachtet, es sei denn es exis-

tieren ausdrückliche Hinweise und explizite Informationen dazu, was jedoch hier nicht der Fall 

ist. Die Analyse ergab aktuell für den Wald der Gebietskörperschaft bereits ein Verhältnis von 

Nutzung zu Zuwachs zwischen 76 % und 87 %. Die Werte liegen bereits über der gesetzten 

Grenze von 70 %, allerdings findet die Übernutzung hauptsächlich im Bereich des Nadelholzes 

und hier im speziellen bei der Baumartengruppe Fichte, Tanne und Douglasie statt. Potenziale 

im Bereich Laubholz schließt dieser Sachverhalt dagegen nicht aus. 

Sortimentsverschiebung 

Forstliche Leitsortimente sind: Stammholz, Industrieholz, Energieholz sowie Waldrestholz und 

gegebenenfalls Totholz, beide zusammengefasst als nicht verwertetes Holz. Durch die Ver-

schiebung von Industrieholzmengen in das Energieholzsortiment kann das auf den jeweiligen 

Planungszeitraum bezogene Energieholzaufkommen gesteigert werden. Die jährliche Holz-

erntemenge bleibt hiervon unberührt. Von der Sortimentsverschiebung ebenfalls unberührt 

bleibt das Stammholz, da dieses bei einer Vermarktung als Energieholz einen zu hohen Wert-

verlust erfahren würde und der stofflichen Verwertung von qualitativ hochwertigem Holz unbe-

dingt Vorrang eingeräumt werden sollte. 

Im Folgenden wird davon ausgegangen, dass in den Waldgebieten der VG Daun im Zuge der 

allgemeinen Rohstoff- und Ressourcenverknappung keine Sortimentsverschiebung von In-

dustrie- nach Energieholz möglich ist. Die Annahme einer möglichen Sortimentsverschiebung 

ist erfahrungsgemäß ohnehin v. a. von der Bereitschaft höhere Preise für die energetische 

Nutzung zu bezahlen abhängig. Es soll hier auch erwähnt sein, dass eine kaskadische Nut-

zung von Holz der direkten energetischen Nutzung aus Nachhaltigkeitsgründen gleichfalls vor-

zuziehen ist. 

Da Industriehölzer aber am Ende ihres Lebenszyklus oftmals zu großen Teilen als belastete 

Althölzer (Altholzkategorie A IV), welche nur in speziellen genehmigungsbedürftigen Anlagen 

Verwertung erfahren können, in den Markt zurückgeführt werden, kann die energetische Nut-

zung von qualitativ weniger hochwertigem Industrieholz in bestimmten Fällen trotzdem als ver-

tretbare Alternative angesehen werden. 
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allerdings, aufgrund wirtschaftlicher Erwägungen, weitgehend auf die Nutzung von minderwer-

tigem Sortier- bzw. Ausputzgetreide, was in etwa 5 % der Getreideernte ausmacht. 

Aufgrund des genannten G-GPS-Bedarfs der Biogasanlagen müssen auch hier Abstriche ge-

macht werden. 

Hierbei ergibt sich eine Menge von etwa 180 t/a mit einem Energiepotenzial von rund 

580 MWh/a, was in etwa 60.000 l Heizöl-Äquivalenten/a entspricht. 

Reststoffe aus Dauerkulturen 

Bei den Reststoffen aus Reb- und/oder Obstanlagen wird das Rodungsholz, auch wenn dieses 

nur periodisch punktuell innerhalb großer Zeiträume anfällt, als energetisches Potenzial ange-

sehen. 

Es wird davon ausgegangen, dass durchschnittlich jährlich etwa 1,5 t TM/ha holzartiges Ma-

terial anfallen, welches zu etwa 50 % geborgen und verwertet werden kann. Für die Verwer-

tung wird von einem Wassergehalt von 35 % ausgegangen. 

Innerhalb des betrachteten Gebietes befinden sich jedoch nur 8 ha Flächen zum Anbau von 

Dauerkulturen. Der Ertrag liegt im Durschnitt bei ca. 9 t/a. Das energetische Potenzial bei 

knapp 30 MWh/a, äquivalent zu ca. 3.000 l. Heizöl/a. 

Biomasse aus Dauergrünland 

Aufgrund der Tierhaltung und der Analyse vorhandener Daten wird angenommen, dass die 

vorhandenen Grünlandflächen von rund 7.000 ha zu rund 50 % bzw. etwa 3.400 ha, zur Er-

nährung der Raufutter verzehrenden Tierarten genutzt werden. Weitere knapp 3 %, bzw. rund 

200 ha, werden zudem bilanziell als Grassilage für die vorhandenen Biogasanlagen benötigt. 

Somit wird aktuell davon ausgegangen, dass ein Flächenpotenzial von rund 3.400 ha aus dem 

bestehenden Grünland für eine energetische Nutzung in der Region zur Verfügung steht. 

Bei einem angesetzten TM-Ertrag von 5,6 t/ha22 ergeben sich jährlich rund 54.000 t Grassilage 

(Wassergehalt 65 %) zur Verwendung für die Biogasproduktion mit einem Energiepotenzial 

von ca. 54.000 MWh/a bzw. 5,4 Mio. l Heizöl-Äquivalenten/a. 

Anstelle der Biogasproduktion könnte auch die thermische Verwertung von Heu umgesetzt 

werden. In diesem Fall ergeben sich etwa 22.600 t/a trockenes Heu (Wassergehalt 16 %) mit 

einem Energiepotenzial von ca. 84.500 MWh/a bzw. rund 8,5 Mio. l Heizöl-Äquivalente/a. 

 
22Vgl. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Statistische Berichte. In: statistischebibliothek.de, 13.11.2025; Statistisches Lan-
desamt Rheinland-Pfalz, Statistische Berichte. In: statistischebibliothek.de, 13.11.2025; Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, 
Statistische Berichte. In: statistik.rlp.de, 13.11.2025; Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Statistische Berichte. In: statis-
tik.rlp.de, 13.11.2025; Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Statistische Berichte. In: statistik.rlp.de, 13.11.2025. 
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 Ergebnisse Landschaftspflege- und Siedlungsabfälle 

Der folgende Abschnitt widmet sich den Biomasse-Residuen aus urbanisierten Bereichen, wel-

che ggf. ebenso ein bedeutsames energetisches Potenzial aufweisen können. 

Potenziale aus der Landschaftspflege 

Im Bereich Landschaftspflege wurden die Potenziale für eine energetische Verwertung aus 

dem Bereich Straßen-, Schienen- und Gewässerbegleitgrün untersucht. In der Darstellung fin-

det sich ausschließlich das holzartige Material in der Potenzialbetrachtung wieder, da die Ber-

gung grasartiger Massen, technisch wie wirtschaftlich, derzeit nur bedingt realisiert werden 

kann. 

Nach einer GIS-Auswertung der Infrastruktur der VG Daun wurde für die Potenzialbetrachtung 

eine Straßenlänge von insgesamt etwa 278 km, darunter Gemeindestraßen, Kreisstraßen, 

Landesstraßen, Bundesstraßen und Bundesautobahnen, ermittelt. Außerdem werden eine 

Schienenlänge von ca. 19 km und eine Gewässeruferlänge von rund 312 km berücksichtigt. 

Bei der Bahntrasse handelt es sich um eine stillgelegte Schienenstrecke, welche zwar nicht 

kontinuierlich gepflegt wird, aber bis zum Rückbau ist von einem Rückschnitt im mehrjährigen 

Intervall auszugehen. Potenzielle Fließgewässer mit geringer Breite (0 – 3 m), in Summe 

ca. 484 km, sind dabei mit einem Sicherheits-Abschlag von 50 % versehen. 

Insgesamt ergibt sich durchschnittlich jährlich ein Potenzial von etwa 1.400 t/a mit einem Ener-

giepotenzial von ca. 4.300 MWh/a bzw. 430.000 l Heizöl-Äquivalenten/a. Eine regionale Ver-

wertung konnte nicht zweifelsfrei identifiziert werden, trotzdem könnten relevante Mengen 

bspw. bereits von (über)regional tätigen Einrichtungen genutzt werden. In der vorliegenden 

Analyse wird jedoch angenommen, dass es sich hierbei um ein ausbaufähiges Potenzial han-

delt. 

Potenziale aus organischen Siedlungsabfällen 

Bioabfall 

In der Landesabfallbilanz für Siedlungsabfälle wurden auf Landkreisebene 21,5 kg Bioabfall 

pro Einwohner24 als gesammelte Menge festgehalten. Somit ergibt sich eine statistisch ermit-

telte Bioabfallmenge von rund 500 t/a. Dies entspricht einer Energiemenge von etwa 

360 MWh/a, äquivalent zu etwa 36.000 l Heizöl/a. 

Das Potenzial wird bereits zu 100 % energetisch verwertet (Vergärung), wodurch keinerlei 

Ausbaupotenzial vorhanden ist. 

  

 
24 Vgl. Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz u.a., Landesabfallbilanz Rheinland-Pfalz 2022. In: mkuem.rlp.de, 13.11.2025. 
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Gartenabfall 

In der Landesabfallbilanz für Siedlungsabfälle wurden auf Landkreisebene 164,3 kg Garten-

abfall pro Einwohner25 als gesammelte Menge festgehalten. Somit ergibt sich eine statistisch 

ermittelte Grüngutabfallmenge von rund 3.750 t/a. 

Für die Erhebung des Potenzials aus Grüngut, können holzige und krautige Biomassen be-

trachtet werden. 

In Bezug auf die holzigen Biomasseanteile wird angenommen, dass Grünabfall rund 

30 – 50 %26 (je nach Sammelsystem und Aufbereitungstechnik) nutzbare Brennstoffanteile be-

inhaltet. Für die VG Daun steht somit ein holzartiges Biomassepotenzial von durchschnittlich 

ca. 1.500 t/a, mit einem Energiegehalt von etwa 4.500 MWh/a zur Verfügung, was einem Heiz-

öläquivalent von rund 600.000 l/a entspricht. Die verbleibenden 50 % der Grüngutmengen 

werden aufgrund ihrer qualitativen Beschaffenheit auch weiterhin als Material zur stofflichen 

Verwertung zu Kompost gesehen. 

Hinsichtlich des krautigen Anteils im Gartenabfall können, unter der Annahme, dass rund 10 % 

der Grünabfallmassen energetisch verwertbar sind, rund 380 t/a als Biogassubstrat genutzt 

werden, was einer Energiemenge von etwa 200 MWh/a und einem Heizöläquivalent von 

rund 27.000 l entspricht. 

Bei den krautartigen Massen handelt es sich um Mengen mit nur geringem energetischem 

Potenzial, wodurch diese ggf. eher in der Kompostierung gesehen werden. Im Bedarfsfall 

könnte über eine (Mit-)Verwertung nachgedacht werden. 

Das Potenzial aus Gartenabfall wird bisher zu fast 90 % zur Bodenverbesserung eingesetzt, 

wodurch hier ebenfalls kein Ausbaupotenzial erkannt werden kann. 

Altholz 

Aufgrund der überregionalen Entsorgungs-, Handels- und Verwertungsstrukturen von Altholz 

gibt es aktuell keine eigenen Verwertungswege dieser Ressource. Es wird daher kein Ausbau-

potenzial aus Altholz angesetzt. 

 
25 Ebenda. 
26 Erfahrungswerte aus der Praxis 
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Stimulationsverfahren, mit denen das Gestein wassergängig gemacht wird. Dabei wird Wasser 

mit hohem Druck in das Gestein gepresst, um Risse zu erzeugen und vorhandene Risse zu 

vergrößern. Durch diese kann anschließend Wasser zwischen zwei Bohrungen zirkulieren und 

aufgeheizt wieder an die Erdoberfläche gefördert werden.27,28 

Die Lage der VG Daun ist in Abbildung 2-9 mit einem roten Kreis markiert. Dieser zeigt eine 

Lage außerhalb der privilegierten Regionen für die Tiefengeothermie. Eine Projektentwicklung 

in diesem Feld ist damit jedoch nicht grundsätzlich ausgeschlossen. 

 
27 Bundesverband Erdgas, Erdöl und Geoenergie e.V., Geothermische Verfahren. In: bveg.de, 15.09.2025. 
28 Bundesverband Geothermie, Hydrothermale Geothermie. In: geothermie.de, 15.09.2025. 
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Abbildung 2-9: Potenzial der Tiefengeothermie in Deutschland29 

 
29 Institut für Angewandte Geophysik, GeotIS - Geothermisches Informationssystem für Deutschland. In: geotis.de, 25.02.2026. 
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Mitteltiefe Geothermie 

Die mitteltiefe Geothermie stellt eine Sonderform dar, welche die Erdwärme in etwa 

400 – 2.000 m Tiefe via Bohrungen erschließt. Die Genehmigung erfolgt im Rahmen des Berg-

rechts. Im Gegensatz zur oberflächennahen Geothermie ist das Temperaturniveau in diesen 

Tiefen häufig schon ausreichend, um direkt für die Gebäudeheizung genutzt zu werden. Für 

eine Stromgewinnung ist es i. d. R. jedoch nicht hoch genug. Die mitteltiefe Geothermie eignet 

sich insbesondere für die Heizung größerer Gebäude wie Schulen und als Wärmequelle für 

kleine Wärmenetze.30 

Mitteltiefe Geothermie als geschlossenes System (Erdsonden) 

Anders als bei der klassischen Tiefengeothermie kann die Wärmeübertragung aus dem Erd-

reich bei der mitteltiefen Geothermie über geschlossene Systeme (z. B. Koaxialsonden) erfol-

gen, sodass kein Medienaustausch mit dem Grundwasser stattfindet. Mitteltiefe Sondensys-

teme erreichen i. d. R. Tiefen zwischen 1.000 – 2.000 m, wobei es auch Beispiele für Erdson-

den in knapp 3.000 m Tiefe gibt. Ein Vorteil sind die höheren Vorlauftemperaturen (in 1.000 m 

Tiefe ca. 30 – 50 °C, in 2.000 m Tiefe 60 – 70°C) sowie die hohe Entzugsleistung bei geringer 

Flächenbeanspruchung an der Oberfläche. Bei 1.000 m Tiefe können je nach Untergrundbe-

schaffenheit durchschnittlich zwischen 100 – 150 kW Wärmeleistung generiert werden, bei 

2.000 m Tiefe zwischen 150 – 300 kW Wärmeleistung. Auch hier gilt, dass die Untergrundbe-

schaffenheit enormen Einfluss auf die Entzugsleistung aufweist, sodass die letztendliche Wär-

meleistung stark nach unten oder oben abweichen kann. Ein Vorteil der Sondensysteme ist, 

dass kein Medienaustausch im Untergrund stattfindet und daher hydrogeologische Risiken 

gering sind. 

Mitteltiefe Geothermie als offenes System (hydrothermale Systeme) 

Offene Systeme zeichnen sich durch mindestens zwei Bohrungen (Dubletten) aus, bei denen 

Heißwasser aus unterirdischen Thermalquellen an die Oberfläche befördert, über einen Wär-

metauscher geführt und anschließend wieder in den Boden eingebracht wird. Voraussetzung 

hierfür sind vorhandene Heißwasserquellen, welche direkt angezapft werden können.  

Mit offenen Systemen sind i. d. R. höhere Wärmeleistungen und Vorlauftemperaturen möglich 

als dies bei geschlossenen Sondensystemen der Fall ist. Je nach vorgefundener Heißwasser-

temperatur ist über die direkte Wärmeversorgung (ohne Wärmepumpen) hinaus auch eine 

Stromerzeugung möglich, beispielsweise mit ORC-Turbinen. Voraussetzung hierfür sind 

Quelltemperaturen von mindestens 100 °C.  

 
30 Thomas Neu, proG.E.O Ingenieurgesellschaft mbH. 
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Mitteltiefe, offene Systeme können Wärmeleistungen zwischen 500 kW und mehreren MW 

aufweisen, zudem sind sie grundlastfähig und können ganzjährig Wärme bereitstellen. Sie ei-

genen sich daher ideal für die Versorgung von Wärmenetzen. 

 Oberflächennahe Geothermie 

Die Nutzung der oberflächennahen Geothermie mit einem Temperaturniveau von 10 – 15 °C 

erfolgt üblicherweise über Erdwärmesonden oder Erdwärmekollektoren. Um die Wärme-

quelle für die Raumheizung und Brauchwassererwärmung nutzen zu können, ist eine Tempe-

raturanhebung mittels Wärmepumpe notwendig. Dies bedeutet, dass elektrische Hilfsenergie 

aufgewendet wird, um aus einer Einheit Strom ca. vier Einheiten Nutzwärme bereitzustellen. 

Alternativ sind auch erdgasbetriebene Wärmepumpen erhältlich. Der Bedarf an Hilfsenergie 

ist umso geringer, je niedriger das Temperaturniveau des Heizungssystems ist. Damit eignen 

sich insbesondere neuere sowie teil- oder vollsanierte Wohngebäude mit Flächenheizungen 

(z. B. Fußbodenheizung) für den Einbau von Erdwärmepumpen. Eine besonders klimafreund-

liche Treibhausgasbilanz wird erreicht, wenn ergänzend zur Wärmepumpe z. B. Photovoltaik-

anlagen zur Stromerzeugung vorgesehen sind oder zertifizierter Ökostrom bzw. regionaler 

Grünstrom für den Wärmepumpenantrieb genutzt wird. 

Neben der Wärmeversorgung ist die oberflächennahe Geothermie auch für die Gebäudeküh-

lung im Sommer geeignet. Hierbei dient das in der warmen Jahreszeit in Relation zur Außen-

temperatur geringe Temperaturniveau des Untergrundes als Quelle für die Kühlung. Bei Be-

darf ist eine zusätzliche Temperaturabsenkung mittels Kompressionskältemaschine bzw. einer 

reversiblen Wärmepumpe möglich, die dann sowohl im Winter heizen als auch im Sommer 

kühlen kann. 

Erdwärmesonden 

Erdwärmesonden sind eine marktübliche Technik, um die Erdwärme als regenerative Ener-

giequelle zu erschließen. Die wesentliche Rechtsgrundlage für ihre Installation und ihren Be-

trieb bilden das Wasserhaushaltsgesetz und das Wasserrecht des jeweiligen Bundeslandes. 

In Abhängigkeit von der Gestaltung und Ausführung einer Anlage gelten auch bergrechtliche 

Vorschriften, die sich insbesondere aus dem Bundesberggesetz ergeben.31 

In Abhängigkeit vom hydrogeologischen Untergrundaufbau ist vor dem Bau von Erdwärme-

sonden eine Standortqualifikation durchzuführen. Wesentliches Gefährdungspotenzial stellt 

hierbei die Möglichkeit eines Schadstoffeintrags in den oberen Grundwasserleiter bzw. in tie-

fere Grundwasserstockwerke aufgrund fehlerhaften Bohrlochausbaus dar. 

 
31 Umweltministerium Rheinland-Pfalz, Leitfaden zur Geothermie in Rheinland-Pfalz. In: lgb-rlp.de, 15.09.2025, S. 8. 
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Abbildung 2-11: Standortbewertung Erdwärmesonden34 

Das Potenzial für die Heizung mit Erdwärmesonden wurde im Rahmen dieser Untersuchung 

mit zwei Methoden berechnet. Methode 1 stützt sich auf den Wärmebedarf, Methode 2 auf die 

verfügbare Fläche für Sondenbohrungen. 

Methode 1: Ausgehend vom Zensus 2022 stehen im Untersuchungsraum ca. 8.800 Wohnge-

bäude, überwiegend Ein- und Zweifamilienhäuser (92 %). In Kombination mit Wärmepumpen 

würden ca. 16.000 Erdwärmesonden für die Heizung aller Wohngebäude benötigt. Mit einer 

Bohrtiefe von 100 m, einer durchschnittlichen Entzugsleistung von 50 W/m und 1.800 Be-

triebsstunden pro Jahr würden diese ca. 144.000 MWh/a an Wärme aus dem Erdreich gewin-

nen. Dieses Ergebnis ist stark abhängig von Rechnungsparametern wie der Bohrtiefe und der 

durchschnittlichen Entzugsleistung. 

Methode 2: Bei dieser Methode wurde die bebaute Siedlungsfläche im Untersuchungsraum 

ausgewertet. Nach Abzug der Wasserschutzgebiete und bei Abständen von 8 m zwischen den 

Erdwärmesonden und 5 m zu den Baublockgrenzen, können auf dieser Fläche ca. 31.000 

Erdwärmesonden installiert werden. Bei einem Baublock handelt es sich um einen 

 
34 Eigene Darstellung unter Nutzung von Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, WMS-Dienste. In: lfu.rlp.de, 
15.09.2025. 
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zusammenhängenden Komplex von Grundstücken, der von Straßen oder natürlichen Grenzen 

umschlossen ist. Mit den gleichen Parametern wie bei Methode 1 (100 m Bohrtiefe, 50 W/m 

Entzugsleistung, 1.800 jährliche Betriebsstunden) resultiert ein Wärmepotenzial von ca. 

279.000 MWh. Zur Veranschaulichung der Methodik sind in Abbildung 2-12 die berechneten 

Sondenstandorte für die Gemeinde Deudesfeld in der VG Daun dargestellt.  

 
Abbildung 2-12: Beispiel für die berechneten Sonden-Standorte35 

Das flächenbasierte Potenzial von Methode 2 ist 94 % größer als das bedarfsorientierte Po-

tenzial von Methode 1. Diese Gegenüberstellung zeigt, dass der Wärmebedarf der VG Daun 

vollständig mit Erdwärmeheizungen gedeckt werden könnte. Die Erschließung wird nicht in 

diesem hohen Umfang stattfinden, da die Wärmebereitstellung in Zukunft nicht nur über Ge-

othermie, sondern über eine Mischung der verschiedenen erneuerbaren Energien erfolgen 

wird.  

 
35 Eigene Darstellung unter Nutzung von Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG), Karte TopPlusOpen. In: 
gdz.bkg.bund.de, 15.09.2025. 
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Erdwärmekollektoren 

Erdwärmekollektoren stellen eine Alternative zu Erdwärmesonden, z. B. in wasserwirtschaft-

lich kritischen Gebieten, dar. Sie sammeln die im Erdreich gespeicherte Solarenergie zur Nut-

zung in Heizungssystemen. Dazu muss eine ausreichend große Fläche zur horizontalen Ver-

legung von Rohrschlangen (Erdwärmekollektoren) zur Verfügung stehen. Vorrangig sind hier 

neu zu erschließende oder bereits erschlossene Wohngebiete mit ausreichender Grund-

stücksfläche geeignet. Die Erdkollektorfläche sollte etwa die 1,5 bis 2-fache Größe der zu be-

heizenden Wohnfläche aufweisen. Für ein Niedrigenergiehaus mit 150 m² Wohnfläche müss-

ten also etwa 300 m² Rohrschlangen verlegt werden. Die Einbautiefe für die Rohrschlangen 

beträgt ca. 1,5 m. Die Kollektoren müssen für etwaige Reparaturen zugängig bleiben und dür-

fen nicht überbaut werden. Da die Wärmequelle im Wesentlichen aus gespeicherter Solar-

strahlung stammt, sollte die Erdoberfläche möglichst frei von Verschattung durch Sträucher, 

Bäume oder angrenzende Gebäude sein. In der Regel sind Kollektoren nicht genehmigungs-, 

sondern lediglich anzeigepflichtig.36,37,38 

Abbildung 2-13 zeigt die Eignung der Böden für Erdwärmekollektoren in der VG Daun. Die 

Datenbasis bildet der Aufbau der Böden bis in eine Tiefe von zwei Metern. Die höchste Eig-

nung haben grund- und staunasse Böden, aufgrund ihrer hohen Wärmeleitfähigkeit. Tiefgrün-

dige Böden ohne Vernässung weisen eine mittlere Eignung aus. Weniger geeignet sind flach-

gründige Böden mit anstehendem Gestein oder Schutt oberhalb von 1,2 m Tiefe.  

 
36 Burkhardt/Kraus, Projektierung von Warmwasserheizungen. In: sisis.rz.htw-berlin.de, 13.08.2025, S. 69. 
37 Schabbach/Wesselak, S. 308. 
38 Bundesverband Wärmepumpe e.V. (bwp), Wo kommt die Erdwärme her? In: waermepumpe.de, 15.09.2025. 
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Abbildung 2-14: Standortbewertung Erdwärmekollektoren40 

Erdwärmepumpe oder Luftwärmepumpe? 

Im Vergleich mit der Luftwärmepumpe liegen die Vorteile der Erdwärmepumpe in ihrer höheren 

Effizienz (also niedrigere Betriebskosten), ihrer längeren Lebensdauer, dem leiseren Betrieb 

und der Möglichkeit das Gebäude im Sommer passiv zu kühlen, mit dem Temperaturniveau 

des Erdreichs. Für die Luftwärmepumpe sprechen die niedrigeren Investitionskosten, der ge-

ringere Flächenbedarf und die Möglichkeit ihres Einsatzes in wasserwirtschaftlich sensiblen 

Gebieten. 

Die Wahl der „richtigen“ Wärmepumpe ist eine Einzelfallentscheidung, abhängig von den 

Merkmalen des Gebäudes und seines Standortes. Einflussfaktoren sind der Energiestandard 

des Gebäudes, die Wärmeleitfähigkeit des Erdreichs am jeweiligen Standort, die wasserrecht-

liche Standortbewertung und der verfügbare Platz im Außenbereich.  

Orientierungshilfe bei der Wahl zwischen Erd- und Luftwärmepumpe bietet die Wärmepum-

pen-Ampel. In diesem Projekt der Forschungsstelle für Energiewirtschaft (FfE) wurde zum ei-

nem der Anteil der Wohngebäude in Deutschland ermittelt, der anhand von Wärmepumpen 

mit Wärme versorgt werden kann: 

 
40 Eigene Darstellung unter Nutzung von dass., WMS-Dienste. In: lfu.rlp.de, 15.09.2025. 
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Viele Energieversorgungsunternehmen bieten darüber hinaus einen vergünstigten Stromtarif 

für den Betrieb von Wärmepumpen an. 

Die wesentlichen Prüfkriterien für einen sinnvollen Einsatz von Erdwärmepumpen lassen sich 

folgendermaßen zusammenfassen: 

1. Keine hydrogeologischen Ausschlusskriterien am Standort  

2. Ausreichend Platzangebot für die Bohrung(en) oder Verlegung der Kollektoren 

3. Möglichst niedrige Systemtemperaturen des Heizungssystems (< 60 °C) 

Bei der Tiefengeothermie liegt die VG Daun außerhalb der dafür privilegierten Regionen. Eine 

Projektentwicklung ist in diesem Feld damit jedoch nicht kategorisch ausgeschlossen. Eine 

Konkretisierung tiefengeothermischer Anwendungen erfordert Fachuntersuchungen und berg-

rechtliche Genehmigungsverfahren.  

Mit der mitteltiefen Geothermie bietet sich eine Nutzungsform für kommunale Gebäude und 

Wärmenetze an, die weniger risikobehaftet ist, aber auf die Wärmenutzung beschränkt bleibt.  

Die Erkenntnisse bzw. Einschränkungen aus der Potenzialanalyse sind im Szenario für die 

künftige Gebäudeheizung berücksichtigt. 

 Abwärmenutzung aus industriellen Prozessen 

Zu Beginn der KWP wurde eine freiwillige Befragung in der VG Daun ansässigen Unterneh-

men und Akteure mit vermeintlich relevantem Energieverbrauch durchgeführt. Hierbei wurden 

u. a. Energieverbräuche, eingesetzte Energieträger, Interesse an Wärmenetzlösungen, etwa-

iger Wasserstoffbedarf sowie vorhandene Abwärmepotenziale abgefragt. An der Befragung 

haben neun Unternehmen/Akteure teilgenommen.  

Die Ergebnisse wurden in die Bestandsanalyse integriert. Bei den Hauptenergieträgern han-

delt es sich im Wesentlichen um fossile Energieträger (Erdgas, Heizöl). Wasserstoff wird nur 

einmal als mögliches Erdgassubstitut angegeben, jedoch sei angemerkt, dass auch weitere, 

alternative Energieträger möglich sind. Lediglich zwei Unternehmen geben an, dass Abwär-

mepotenziale bestehen, die extern genutzt werden könnten, jedoch nur mit umfangreichen 

Investitionen und die auch bereit dazu wären, diese Abwärme für die Belieferung Dritter be-

reitzustellen. Details zu den Angaben bzgl. der Abwärmepotenziale sind der folgenden Abbil-

dung zu entnehmen. Alle Ergebnisse fanden Einzug in die weitere Bearbeitung der KWP. 
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Abbildung 2-15: Auszug der Ergebnisse der Unternehmensbefragung zum Thema Abwärme 

 Seewassernutzung (Gewässerthermie) 

Im Zuge der Wärmeerzeugung aus Seewasser wird der für den Wärmepumpenbetrieb benö-

tigte Anteil an Umweltenergie aus dem Seewasser gewonnen. Einem Teil des Seewassers 

werden dabei üblicherweise 1 – 2 K Wärme entzogen, weshalb der See im Winter eine Min-

desttemperatur von 3 °C aufweisen sollte. Auch höhere Temperaturentnahmen sind je nach 

Gewässergröße, Gewässertiefe und Gewässertemperatur generell möglich, was im Einzelfall 

mit der zuständigen Behörde abzustimmen ist. Generell gilt, je höher die Seetemperatur im 

Winter, desto höher die Effizienz der Wärmepumpe. 
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Je nach Vorlauftemperatur im Wärmenetz ist ggf. ein zweistufiges Wärmepumpensystem 

(Kaskade) erforderlich, bei welchem in einer ersten Stufe zunächst 40 – 50 °C generiert wer-

den, in einer zweiten Wärmepumpenstufe dann die Zieltemperatur (z. B. 90 °C). 

Wird ein Projekt im Bereich Seewärmepumpen angedacht, sollte zunächst die generelle Ge-

nehmigungsfähigkeit (wasserrechtliche Erlaubnis) sowie die Rahmenbedingungen und ggf. 

Restriktionen bei der zuständigen Wasserbehörde angefragt werden. Dazu gehören u. a. die 

maximal zulässigen Entnahmemengen / Volumenströme, der maximal zulässige Temperatur-

entzug (Sommer / Winter / Übergangszeit) sowie ggf. Auflagen hinsichtlich Fischschutz / Ge-

wässerschutz und Anforderungen an das Kältemittel oder die Betriebsweise (z. B. Zwischen-

kreislauf). Wichtig ist ebenfalls die Entnahmemöglichkeit auch bei ggf. niedrigen Wasserstän-

den. Je nach Anlagengröße und Kältemittel ist ggf. eine BImschG-Genehmigung erforderlich.  

 

Abbildung 2-16: Schalkenmehrener Maar 

Das Schalkenmehrener Maar weist eine Fläche von ca. 21 ha auf, sowie eine maximale Tiefe 

von 21 m. Für die Berechnungen wurde eine mittlere Gewässertiefe von 15 m angenommen, 

sodass sich ein nutzbares Volumen von etwa 3,1 Mio. Kubikmeter Wasser ergibt. Wird dieses 

Volumen um 1 Kelvin abgekühlt, ergibt sich nach der Wärmepumpe eine theoretisch nutzbare 

Wärmemenge von etwa 5,4 Mio. kWh/a, was etwa 270 EFH entspricht (à 2.000 Liter Heizöl).  

In der Praxis ist nun entscheidend welcher Volumenstrom und Temperaturentzug zulässig ist, 

sowie die hydraulische Durchmischung (Entnahme und Wiedereinleitung dürfen nicht zu nah 

beieinander liegen, da sonst eine Kurzschlussströmung vorliegt). 

Werden beispielsweise ein Volumenstrom von 250 l/s sowie 2.000 Vollbenutzungs-stunden 

zugrunde gelegt, entspricht dies einem jährlich umgewälzten Volumen von etwa 1,6 Mio. m³ 
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Seewasser bzw. etwa der Hälfte des Seevolumens. Bei einer Temperaturabsenkung von 

1 Kelvin, ergibt sich dadurch eine Wärmepumpenleistung von etwa 1,5 MW bzw. eine Wärme-

menge von etwa 3.140 MWh/a (bei 2.000 Vollbenutzungsstunden).  

Das Schalkenmehrener Maar ist somit durchaus in der Lage beträchtliche Mengen an Wärme-

energie nachhaltig bereitzustellen. Ein Nutzungskonzept zur Wärmenutzung in der angrenzen-

den Ortslage wurde als Fokusgebiet unter Kapitel 4.2.3 entwickelt. Zunächst sollte die gewäs-

ser- und naturschutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit eines derartigen Vorhabens sondiert 

werden. Außerdem sind weitere Abstimmungsgespräche und Voruntersuchungen erforderlich, 

um fundierte Entnahmemengen und Temperaturabsenkungen zu erhalten (Behörden), sowie 

eine generelle Einschätzung der Situation vor Ort aus technischer Sicht (Anlagenbauer). Ins-

besondere die geringe Seetiefe könnte ein Hindernis für einen gut funktionieren Anlagenbe-

trieb darstellen. Essentiell wichtig ist hierbei ein Konzept zur Entnahme und Rückführung (z. 

B. Entnahme in der Seemitte in 10 m Tiefe, Rückführung im Uferbereich) welches das öffent-

liche Baden, die Schifffahrt (Tretboote) sowie generell den Tourismus und die Ökologie des 

Maars nicht beeinträchtigt.  

 Solarenergie 

Aus der Energie der Sonne kann entweder Strom (Photovoltaik; kurz: PV) oder Wärme (So-

larthermie) gewonnen werden. Beide Techniken lassen sich auf Gebäuden ebenso wie auf 

Freiflächen errichten. Sie können kombiniert oder separat voneinander errichtet werden, wobei 

die jeweilige Anlagenauslegung insbesondere bei solarthermischen Anlagen auf den Wärme- 

bzw. Warmwasserbedarf abzustimmen ist. 

 Grundlagen zur Ermittlung der Potenziale auf Dachflächen 

Die Grundlage der Potenzialermittlung stellt das landesweite Solarkataster Rheinland-Pfalz 

dar, das zur weiteren Spezifizierung in Form eines geodatenbasierten Auszugs vom Ministe-

rium für Klimaschutz, Umwelt, Ernährung und Mobilität (MKUEM) zur Verfügung gestellt 

wurde. Das frei verfügbare Solarkataster kann mittlerweile online über den Energieatlas der 

Energieagentur Rheinland-Pfalz aufgerufen werden, um Informationen über einzelne Ge-

bäude hinsichtlich der Installation von Photovoltaik- und Solarthermieanlagen einzuholen. Ab-

bildung 2-17 zeigt einen Ausschnitt des Solarkatasters.41 

Neben einer Ersteinschätzung über die Eignung einzelner Gebäude und Dachflächen bietet 

ein integrierter Ertragsrechner die Möglichkeit, die Wirtschaftlichkeit einer PV-Anlage auf Basis 

mehrerer Faktoren zu prüfen. 

 
41 Energieagentur Rheinland-Pfalz, Solarkataster Photovoltaik. In: energieatlas.rlp.de, 13.08.2025 
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Abbildung 2-17: Solarkataster Rheinland-Pfalz 

Zur Erhebung der Solarpotenziale auf Dachflächen wurden im Rahmen der Potenzialanalyse 

dachflächenscharfe Auszüge zur solarthermischen und photovoltaischen Eignung zur Be-

trachtung eines gemeinsamen Belegungsszenarios herangezogen. Das auf Basis der Daten-

grundlage ermittelte Potenzial kann durch ungeeignete Statik, Verschattung durch umliegende 

Bebauung, Vegetation oder Dachaufbauten in der Praxis geringer ausfallen. 

 Solarthermie auf Dachflächen 

Durch die Nutzung von Dachflächen, die im gemeinsamen Belegungsszenario für Photovoltaik 

eher ungeeignet sind, weil sie bspw. einen zu hohen Anteil an diffuser Strahlung aufweisen, 

könnten unter Berücksichtigung der getroffenen Annahmen insgesamt ca. 38.700 m² Kollek-

torfläche jährlich rund 22.400 MWh Wärmeenergie produzieren, die einem Heizöläquivalent 

von etwa 2,24 Mio. Liter entsprechen. 
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Tabelle 2-6: Ausbaupotenzial Solarthermie (Dachflächen) 

 

Der Anteil des bereits genutzten Potenzials in Relation zum ermittelten Gesamtpotenzial liegt 

im Bereich Solarthermie bei etwa 9,4 %. Würde das gesamte Potenzial in Umsetzung ge-

bracht, könnte der ST-Anteil am gesamten gegenwärtigen Wärmeverbrauch des Betrach-

tungsraumes ebenfalls bei ca. 9,3 % liegen. 

 Photovoltaik auf Dachflächen 

Durch die Nutzung aller potenzialrelevanten Dachflächen könnten unter Berücksichtigung der 

getroffenen Annahmen insgesamt eine Leistung von etwa 505 MWp installiert und jährlich 

ca. 437.700 MWh Strom produziert werden. 
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Tabelle 2-7: Ausbaupotenzial Photovoltaik (Dachflächen) 

 

In Relation zum ermittelten Gesamtpotenzial beträgt das bisher genutzte Potenzial im Bereich 

Photovoltaik auf Dachflächen insgesamt 7,6 %. Würde das gesamte Potenzial in Umsetzung 

gebracht, könnte bereits mehr als vier Mal so viel Energie durch PV-Anlagen produziert wer-

den, wie gegenwärtig innerhalb des gesamten Betrachtungsraumes verbraucht wird. 

 Photovoltaik auf Freiflächen 

Der Verbandsgemeinderat Daun hat in seiner Sitzung am 12.10.2022 den Kriterienkatalog zur 

Ausweisung von Potentialflächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-FFA) beschlossen. 

Dieser wurde im Rahmen einer Konzeption zur Ermittlung von Potentialflächen für PV-FFA in 

Abstimmung mit der Verbandsgemeinde erarbeitet und soll zur Vereinfachung der jeweiligen 

Flächenbewertung hinsichtlich der Eignung für PV-Freiflächenanlagen mit einhergehender 

transparenter Entscheidungsfindung dienen.  

Neben herangezogenen Ausschlussgebieten (bspw. Vorranggebiete des RROP Trier, Entwurf 

2014) sind bei der Standortauswahl auch naturschutzfachliche Kriterien (u. a. Naturschutzge-

biete, gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG, Wasserschutzgebiete der Zonen I 

und II) zu berücksichtigen und potenziell geeignete Flächen bei vorliegenden Konflikten aus-

zuschließen.  

Neben weiteren Vorgaben durch die VG (u. a. 3 km Abstand rund um die Heinrich-Hertz-Ka-

serne, Abstand von 200 m um Ortslagen sowie 50 m um Gewerbe- und Sonderbauflächen im 

Außenbereich) wird auch die gesamte Flächeninanspruchnahme durch PV-FFA auf max. 
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150 ha in Summe begrenzt. Einzelne Anlagenstandorten dürfen maximal 15 ha in Anspruch 

nehmen, zum nächsten Anlagenstandort muss eine Distanz von mind. 1 km vorliegen. Beide 

Kriterien gelten allerdings nur für Standorte, die nicht innerhalb des Korridors entlang von Au-

tobahnen liegen oder eine Konversionsflächen darstellen. 

Durch die vollständige Nutzung geeigneter Potenzialflächen, geht unter der Berücksichtigung 

der festgelegten, maximalen Flächeninanspruchnahme von 150 ha ein maximal zu installie-

rendes technisches Potenzial von 125 MWp einher (Annahme: 12 m²/kWp), womit jährliche 

Stromerträge von etwa 120.000 MWh/a generiert werden können. Würde das gesamte Poten-

zial in Umsetzung gebracht, könnte bereits mehr Energie (ca. 120 % des aktuellen Stromver-

brauchs) durch PV-Anlagen produziert werden als gegenwärtig innerhalb des gesamten Be-

trachtungsraumes verbraucht wird. 

Topographische Einflüsse sowie die Wahl einer für den Standort passenden Anlagenart (ggf. 

auch Agri-PV Anlagen) können dieses Potenzial im Einzelfall etwas höher oder geringer aus-

fallen lassen.  

 Windkraft 

Ausgehend von der Gesamtfläche der VG und den berücksichtigten Ausschluss- und Restrik-

tionskriterien resultieren Potenzialflächen, die unter Berücksichtigung der zu Grunde liegen-

den Kriterien, zur Errichtung von Windenergieanlagen (WEA) in Frage kommen. Dazu wurden 

potenziell geeignete Flächen aus dem Flächenportal Erneuerbare Energien (FPEE) des Mi-

nisteriums des Inneren und für Sport übernommen und bewertet. 

In einem ersten Schritt wurden bestehende und geplante WEA innerhalb der VG betrachtet. 

Am Netz sind aktuell 11 WEA mit einer Leistung von insgesamt 17,3 MW, die aktuellen Pla-

nungen laut Marktstammdatenregister umfassen 14 WEA, bei einer Leistung von 85,5 MW. 

Inbegriffen sind ebenfalls fünf WEA, die bereits bestehende, ältere und leistungsschwächere 

WEA ersetzen (Repowering). 

Die Bestimmung des weiteren Ausbaupotenzials basiert auf exemplarischen Anlagenstandor-

ten und der jeweiligen Windhöffigkeit am Standort, die ohne weitere Prüfung (u. a. Netzan-

schluss, Topografie, Eigentumsverhältnisse) vorgenommen wurde.  

Anhand der exemplarischen Anlagenbelegung innerhalb der resultierenden Flächenkulisse, 

einer für die Standortbedingungen geeigneten Referenzanlage sowie der jeweiligen Windge-

schwindigkeit an den gewählten Standorten wird zunächst ein maximales Ausbaupotenzial 

ermittelt, das sich auf insgesamt 41 Anlagenstandorte beläuft.  
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Abbildung 2-18: Gewässer im Betrachtungsgebiet46 

IST-Analyse der Wasserkraftnutzung 

Im Betrachtungsgebiet sind vier Wasserkraftanlagen in Betrieb. Die Anlagen mit einer instal-

lierten Gesamtleistung von ca. 40 kWel speisen den erzeugten Strom ins öffentliche Netz ein 

(siehe Tabelle 2-8).47,48 

Tabelle 2-8: Wasserkraftanlagen in Betrieb im Betrachtungsgebiet 

 

 
46 Dass., Geoportal Wasser. In: gda-wasser.rlp-umwelt.de, 14.08.2025. 
47 Bundesnetzagentur, Marktstammdatenregister (MaStR). In: marktstammdatenregister.de, 14.08.2025. 
48 Energieagentur Rheinland-Pfalz, Energieatlas Rheinland-Pfalz. In: energieatlas.rlp.de, 11.03.2026. 

installierte 
Leistung 

[kW]
Meisburg Lohsalm Schneidemühle 3             
Strohn Alfbach Keller 11           
Strotzbüsch Ueßbach Strotzbücher Mühle 8             
Üdersdorf Lieser Üdersdorfer Mühle 18           

40Summe

Name der AnlageGewässerKommune
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Wasserdargebot usw.) sowie die Wasserrechte noch vorhanden sind. Um ein Potenzial für 

diesen Standort zu ermitteln, bedarf es einer Kontaktaufnahme zu dem Eigentümer der Mühle 

und einer individuellen Beratung am Mühlenstandort. Dies ist jedoch nicht Gegenstand der 

kommunalen Wärmeplanung. 

Tabelle 2-9: Mühlenstandorte im Betrachtungsgebiet 

 

 Wasserkraftpotenziale an Kläranlagen 

Im Betrachtungsgebiet existieren 15 kommunale Kläranlagen (Tabelle 2-10).52 Zum jetzigen 

Zeitpunkt wird der Klarwasserablauf dieser Kläranlagen noch nicht zur Energieerzeugung ge-

nutzt. 

 
52 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-Pfalz, Geoportal Wasser. In: gda-wasser.rlp-umwelt.de, 
14.08.2025. 

Gewässer Name der Mühle Kommune

Dockweiler Mühle Dockweiler
Dreisermühle Dreis-Brück
Hubertusmühle Gillenfeld
Unterste Mehrener Mühle Mehren
Untere Strohner Mühle Strohn
Saxlermühle Saxler
Sprinker Mühle Mückeln
Brücker Mühle Dreis-Brück
Ölmühle Dreis-Brück

Hippersbach Steinborner Mühle Daun
Bleckhausener Mühle Bleckhausen
Hinkelsmühle Schutz
Niederstadtfelder Mühle Niederstadtfeld
Bolensmühle Daun
Nerdlener Mühle Nerdlen
Weiersbacher Mühle Daun

Nierbach Immerather Mühle Immerath
Holzermühle Daun
Laachmühle Daun
Neunkirchener Mühle Daun
Binsenmühle Schutz
Mausenmühle Deudesfeld
Thurnermühle Deudesfeld
Weidenbacher Mühle Weidenbach
Oberste Mehrener Mühle Mehren
Schalkenmehrener Mühle Schalkenmehren
Schönbacher Mühle Schönbach
Demerathermühle Demerath

Wallmerbach Regmühle Schutz

Ahbach

Alfbach

Brücker Bach

Ueßbach

Kleine Kyll

Lieser

Pützborner Bach

Salm

Schalkenmehrener Bach
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Tabelle 2-10: Kläranlagenstandorte im Betrachtungsgebiet 

 

Für den Betrieb einer Wasserkraftschnecke, einem Wasserrad oder einem Wasserwirbelkraft-

werk (erprobte Techniken bei Klarwasserabläufen von Kläranlagen) wird eine Wassermenge 

von 0,1 – 20,0 m³/s und eine Fallhöhe von 0,3 – 10,0 m benötigt. Jedoch ist das Potenzial an 

Klarwasserabläufen bei Kläranlagen generell, wenn überhaupt vorhanden, sehr gering. 

 Zusammenfassung der Potenzialanalyse 

Die Potenzialanalyse zeigt, dass Effizienzpotenziale vorhanden sind, deren Erschließung je-

doch ein langwieriger Prozess ist, der bis 2045 voraussichtlich nicht abgeschlossen sein wird. 

Das Szenario sieht bei einer jährlichen Sanierungsquote von 2 % die Sanierung von 40 % der 

Bestandsgebäude vor, womit in Summe 15 % des Wärmebedarfs bis 2045 eingespart werden 

können. Umso wichtiger ist der gleichzeitige Ausbau erneuerbarer Energien.  

Durch die zunehmende Elektrifizierung der Wärmeversorgung über Wärmepumpen-Systeme 

erfolgt eine Kopplung des Wärmesektors mit dem Stromsektor. Entsprechend sind für die Be-

wertung der künftigen Wärmeversorgung jeweils auch die erneuerbaren Potenziale zur Strom-

gewinnung von großer Bedeutung. Bei einer Gesamtbetrachtung sollte aber zunächst der kon-

ventionelle Strombedarf gedeckt werden, bevor „Überschüsse“ für die Wärmeversorgung oder 

auch Elektromobilität bilanziert werden. Zu diesem Zweck zeigt die nachfolgende Abbildung 

die ermittelten EE-Potenziale im Vergleich zum Strom- und Wärmebedarf. 
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Abbildung 2-19: Zusammenfassung der Potenziale erneuerbarer Energieträger 

Der Strombedarf im VG-Gebiet wird mit 99.200 MWh/a angenommen. Dieser Wert stammt 

aus Angaben des Energieatlas Rheinland-Pfalz53 und bezieht sich auf das Jahr 2023. Eine 

belastbare Prognose für den konventionellen Strombedarf bis 2045 liegt für die Auswertung 

nicht vor bzw. war nicht Bestandteil der Analyse im Rahmen der KWP. Setzt man eine voll-

ständige Erschließung der ermittelten Potenziale voraus, liegen diese um ein Vielfaches über 

dem heutigen Bedarf und bieten damit die Option einer Sektorenkopplung für die Wärmever-

sorgung und Mobilität. 

Der Endenergiebedarf für die Wärmeversorgung ist in der Grafik für das Zieljahr 2045 ange-

geben (ca. 242.000 MWh/a). Da die Geothermiepotenziale nicht in der dargestellten Größen-

ordnung sinnvoll zu erschließen sind, braucht es zusätzlich überschüssige EE-Strompotenzi-

ale zur Deckung des Wärmebedarfs in der VG (Sektorenkopplung). 

Im Ergebnis bietet das VG-Gebiet sehr gute Voraussetzungen, um den Energiebedarf aus 

örtlichen erneuerbaren Potenzialen zu decken sowie bei entsprechenden Netzkapazitäten 

Strom an urbane/industrielle Zentren zu exportieren.  

 
53 Energieagentur Rheinland-Pfalz, Stromverbrauch. In: energieatlas.rlp.de, 13.11.2025. 
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3 Zielszenarien und Entwicklungspfade 

Die kommunale Wärmeplanung hat zum Ziel, einen Beitrag zu den Klimaschutzzielen der Bun-

desregierung, der Landesregierung und der VG Daun zu leisten. Deutschland hat sich im Kli-

maschutzgesetz das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2045 die Treibhausgasemissionen so weit zu 

mindern, dass die Netto-Treibhausgasneutralität erreicht wird.54 Mit der kommunalen Wärme-

planung soll ein Beitrag zu dieser Zielerreichung geleistet werden, indem die Wärmeversor-

gung bis spätestens 2045 treibhausgasneutral dargestellt werden soll.55 Der rheinland-pfälzi-

sche Klimapakt, dem auch die VG Daun beigetreten ist, stellt sich dem ambitionierteren Ziel 

der Treibhausgasneutralität bereits bis zum Jahr 2040. In Rücksprache mit der VG werden im 

Zuge der KWP beide Zeitschienen dargestellt. 

Mit der vorliegenden Wärmeplanung soll aufgezeigt werden, wie eine solch ambitionierte Wär-

meversorgung vor dem Hintergrund der Klimaschutzziele ausgestaltet sein kann.  

Als Grundlage des Zielszenarios erfolgt die kartografische Einteilung des VG-Gebietes in ver-

schiedene Wärmeversorgungsarten. Obgleich der vorliegende Plan formal nicht nach den 

Maßgaben des Wärmeplanungsgesetzes erstellt wurde, erfolgt die Gebietseinteilung in Anleh-

nung an § 18 WPG.  

Anschließend wird ein konkretes Szenario für den künftigen Wärmebedarf und Energieträger-

einsatz entwickelt. Basis für die Energieeinsparung und die angenommenen Energieträger bil-

den die Ergebnisse der Potenzialermittlung. Allerdings werden die Potenziale nicht eins zu 

eins für die Wärmeversorgung eingesetzt, sondern es wurde ein praxisnahes Versorgungs-

konzept entwickelt. So fällt beispielsweise das technische Potenzial zur Erdwärmenutzung um 

ein Vielfaches höher aus als es sinnvollerweise für die Gebäudeheizung realisiert werden 

kann. Grundsätzlich sind konkrete technische Lösungen hinterlegt, wie sie aktuell oder abseh-

bar in Zukunft zur Verfügung stehen. Dies sind insbesondere Wärmenetze auf Basis erneuer-

barer und regionaler Energien, elektrische Wärmepumpen mit Luft, Geothermie oder Grund-

wasser als Wärmequelle sowie dezentrale Holzkessel (z. B. Pelletkessel) in Kombination mit 

Aufdach-Solarthermie-Anlagen. 

Die Szenarienbetrachtung schließt mit einem Wärmevollkostenvergleich typischer Heizungs-

arten, welche die künftige Versorgung exemplarisch abbilden. 

 Wärmeversorgungsgebiete 

Ein wesentliches Ergebnis der kommunalen Wärmeplanung ist die Einteilung in Wärmeversor-

gungsgebiete. Der vorliegende Plan orientiert sich dabei an § 18 WPG. Dabei sind Teilgebiete 

 
54 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (§ 3 Abs. 2 KSG). 
55 Dass. (§ 1 WPG). 
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geprüft. Primäres Ziel ist die Versorgung von Industriekunden – zunächst weiterhin mit Erdgas 

und künftig potenziell mit Wasserstoff, sofern ein entsprechender Bedarf angemeldet wird. 

Darüber hinaus gibt es vonseiten der Autoren aus heutiger Sicht grundsätzlich Zweifel, was 

die Versorgungsicherheit mit grünem Wasserstoff betrifft. Die Wasserstoffstrategie der Bun-

desregierung lässt zwar eine Nutzung zu Heizzwecken ab 2030 offen, aber schlägt eine Prio-

risierung anderer Sektoren wie die Industrie und den Schwerlasttransport vor. Vor dem Hin-

tergrund, dass eine Wasserstoff-Infrastruktur und insbesondere eine Absicherung der bundes-

weit notwendigen Mengen aktuell nicht gesichert sind, erfolgt keine Einteilung von Wasser-

stoffnetzgebieten. Auch hinsichtlich der Wärmegestehungskosten ist ein Wasserstoffnetzge-

biet negativ zu bewerten im Vergleich zu den Alternativen Wärmenetzgebiet oder dezentrale 

Versorgung. Nach heutiger Einschätzung liegen die Kosten für die Erzeugung von grünem 

Wasserstoff weit über dem Erdgaspreis und sind daher nicht wettbewerbsfähig für die Wärme-

versorgung. 

Da Wasserstoffnetzgebiete aktuell nicht absehbar sind, konzentriert sich die weitere Analyse 

auf eine Abwägung zwischen Wärmenetzgebieten und dezentraler Versorgung. 

Die Wärmenetzeignung wird zunächst anhand der Wärmedichte für die gesamte Verbandsge-

meinde analysiert. Um keine zu kleinteiligen Ergebnisse zu erzielen, werden jeweils die größt-

möglichen zusammenhängenden Bereiche als Teilgebiet für die Bewertung herangezogen. An 

dieser Stelle sei erwähnt, dass kleinteiligere Wärmenetze (z. B. auf Ebene einzelner benach-

barter Baublöcke) nicht flächendeckend analysiert werden, aber im Einzelfall dennoch eine 

sinnvolle Option vor Ort darstellen können. 

Wärmenetzgebiete können dann vorteilhaft gegenüber einer dezentralen Versorgung angese-

hen werden, wenn eine ausreichende Wärmedichte vorliegt (Kriterium Wärmegestehungskos-

ten) und die Energieversorgung nachhaltig sichergestellt ist (Kriterium Versorgungssicherheit). 

Die Treibhausgasemissionen sind zwischen einer Wärmenetz- und dezentralen Wärmeversor-

gung nach heutiger Sachlage nicht signifikant zu unterscheiden. Die Realisierungsrisiken sind 

stark abhängig von den organisatorischen Rahmenbedingungen für eine Wärmenetzversor-

gung (z. B. Ankerkunden oder interessierte Investoren bzw. Betreiber) und dem Einzelfall des 

zu versorgenden Gebäudes (z. B. Eignung für Wärmepumpe oder Pelletkessel). 

Daraus ergibt sich, dass weitere Analysen für die Identifikation geeigneter Wärmenetzgebiete 

erforderlich sind. Die dafür notwendige Definition von Teilgebieten erfolgte auf Basis der Orts-

lagen, die als zielführende Größenordnung bestimmt wurde. 

Die Eignung der Teilgebiete wird anhand der Kennwerte aus dem Leitfaden „Kommunale Wär-

meplanung“ der Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH bewertet. Diese 
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Abbildung 3-1: Wärmedichte nach Wärmenetzeignung 
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Abbildung 3-2: Bewertung der Wärmenetzeignung (Baublockebene) 
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Abbildung 3-3: Potenzielle Ankerkunden 
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Abbildung 3-4: Einteilung in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete 
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 Szenarien zur zukünftigen Entwicklung der Wärmeversorgung 

Ein theoretisches Referenzszenario der künftigen Wärmeversorgung ist den Status quo in die 

Zukunft fortzuschreiben. Dies bedeutet eine Wärmeversorgung, die zu 87 % auf Basis fossiler 

Brennstoffe beruht und THG-Emissionen von knapp 74.120 t pro Jahr verursacht. Dieses Sze-

nario ist allerdings unvereinbar mit den Klimaschutzzielen auf internationaler und nationaler 

Ebene und deckt sich nicht mit den gesetzlichen Vorgaben des Klimaschutz- und Wärmepla-

nungsgesetzes. 

Ausgehend von der Bestands- und Potenzialanalyse wurde stattdessen ein Zielszenario für 

die künftige Wärmeversorgung entwickelt und in einem Versorgungsmodell für alle Gebäude 

berechnet. 

Grundsätzlich gilt als Prämisse für alle Szenarioanalysen das Ziel einer treibhausgasneutralen 

Wärmeversorgung bis 2045. 

Steigerung Sanierungsquote 

Was die Einsparpotenziale angeht, wurde zunächst von einer Steigerung der Sanierungsquote 

auf 2 % des Bestandes pro Jahr ausgegangen. Das entspricht einer Sanierung von jährlich 

192 Gebäuden bzw. es werden bis 2045 40 % der Gebäude in der VG saniert. Die bisherige 

bundesweite Sanierungsquote liegt regelmäßig unter 1 % jährlich, obwohl von der Bundesre-

gierung bereits seit vielen Jahren eine deutliche Steigerung angestrebt wird. Von daher ist die 

unterstellte Steigerung einerseits realistisch aber andererseits von den tatsächlichen Rahmen-

bedingungen wie Verfügbarkeit von Material und Handwerkerleistungen abhängig. Insgesamt 

wurde bis 2045 ein Einsparpotenzial des Wärmebedarfs von 15 % durch energetische Sanie-

rung der Gebäudehülle über alle Nutzergruppen ermittelt. 

Energieträgerwechsel 

Für den Heizungsaustausch wurde angenommen, dass sowohl die leitungsgebundenen als 

auch die nicht leitungsgebundenen fossilen Energieträger vollständig substituiert werden. Es 

wurde ein starker Anstieg elektrischer Wärmepumpen, angenommen. Zudem soll der restliche 

Endenergieverbrauch im Wärmebereich durch den Ausbau von Holzheizungen, Solarthermie 

und Wärmenetzen abgedeckt werden. 

Szenarioberechnung bis 2045 

Im Szenario wird angenommen, dass der Verbrauch an Heizöl, Erdgas und weiteren fossilen 

Energieträgern im Zeitablauf kontinuierlich vermindert wird. Durch den Zubau lokaler Potenzi-

ale (Solarthermie und Holz), von Wärmepumpen und der Errichtung von Wärmenetzen können 

die fossilen Energieträger vollständig substituiert werden. Um den Umbau der 



Zielszenarien und Entwicklungspfade 

 
88 

 

Wärmeversorgung bis 2045 zu erreichen, müssten jedes Jahr im Schnitt rund 350 Heizungs-

anlagen (entspricht 5 % des Bestandes) ausgetauscht werden.  

Durch die Minderung des Wärmebedarfs und den Austausch der Heizungsanlagen bis zum 

Jahr 2045 ergibt sich folgender Endenergieverbrauch: 

Tabelle 3-2: Endenergieverbrauch nach Verbrauchergruppen im Jahr 2045 

 

Tabelle 3-3: Endenergieverbrauch im Zeitverlauf bis 2045 

 

Da die zusätzlichen lokalen Potenziale der Biomasse (Holz) (vgl. Kapitel 2.2.1) wahrscheinlich 

zu großen Teilen in den Wärmenetzen genutzt werden, bleibt der aktuelle Endenergiever-

brauch für Holz bis 2045 unverändert. Holz wird auch künftig einen wesentlichen Bestandteil 

der Wärmeversorgung darstellen. Aufgrund der Einteilung in Wärmeversorgungsgebiete (vgl. 

Kapitel 3.1) wird im Szenario ein hoher Anteil an Wärmepumpen sowie ein moderater Ausbau 

der Wärmenetzversorgung angenommen. Dabei ist grundsätzlich nicht immer der ganze Orts-

teil als Wärmenetzversorgung anzusehen, sondern auch kleine Netzgebiete aus wenigen An-

rainern können definiert werden. Allerdings bleibt der Wärmenetzanteil modellhaft, da der tat-

sächliche Ausbau von unvorhersehbaren Rahmenbedingungen abhängig ist, wie bspw. der 

realen Anschlussbereitschaft der Gebäudeeigentümer und der Investitionsbereitschaft poten-

zieller Wärmenetzbetreiber. 
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Der Energieträgermix stellt die Basis für die künftigen THG-Emissionen dar und bildet gemein-

sam mit der geografischen Verteilung künftiger Wärmeversorgungsarten die Basis der kom-

munalen Wärmeplanung. 

Ambitioniertes Szenario zur zukünftigen Entwicklung der Wärmeversorgung 

Das ambitionierte Szenario orientiert sich an den Landeszielen von Rheinland-Pfalz. Dabei 

wird angenommen, dass die Transformation der Wärmeversorgung bis 2040 deutlich an Dy-

namik gewinnt. Um den Umbau der Wärmeversorgung bereits 2040 zu erreichen, müssten 

jedes Jahr im Schnitt rund 470 Heizungsanlagen (6,7 % des Bestandes) ausgetauscht wer-

den. Insbesondere in Wärmepumpen, biomassebasierte Systeme sowie Anschlüsse an lei-

tungsgebundene Wärmenetze. Der beschleunigte Heizungstausch führt dazu, dass erneuer-

bare Energien in deutlich kürzerer Zeit in den Gebäudebestand integriert werden und der Anteil 

emissionsintensiver Versorgungstechnologien rascher zurückgeht.  

 

Abbildung 3-5: Endenergieverbrauch im Zeitverlauf bis 2040 im ambitionierten Szenario 

 Energie- und THG-Bilanz (Zielszenario) 

Im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung wurden für die VG Daun unterschiedliche 

Zielszenarien entwickelt, um mögliche Entwicklungspfade für eine treibhausgasarme bezie-

hungsweise treibhausgasneutrale Wärmeversorgung aufzuzeigen. Die Szenarien dienen 

dazu, die Auswirkungen des Ausbaus erneuerbarer Wärmequellen, der leitungsgebundenen 

Wärmeversorgung sowie von Effizienz- und Einsparmaßnahmen auf den zukünftigen End-

energieverbrauch und die daraus resultierenden THG-Emissionen abzubilden. 
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Ausgehend von der im Basisjahr 2024 ermittelten Energie- und THG-Bilanz werden nachfol-

gend zwei Entwicklungsperspektiven betrachtet. Zum einen wird ein Zielszenario bis 2045 dar-

gestellt, dass sich an der bundesdeutschen Zielsetzung einer treibhausgasneutralen Wärme-

versorgung orientiert. Zum anderen wird ergänzend ein ambitioniertes Szenario entsprechend 

der rheinland-pfälzischen Landesziele bis 2040 dargestellt, das einen zeitlich vorgezogenen 

Transformationspfad beschreibt. Dies hätte zur Folge, dass jährlich mehr Heizungen auf er-

neuerbare Energieträger umgerüstet werden müssen. 

 Energie- und THG-Bilanz (Klimaneutralität 2045) 

Im Kontext der Wärmeplanung und im Hinblick auf die strategische Zielsetzung „Klimaneutra-

lität bis 2045“ werden bei der Bewertung der THG-Emissionen die im Zeitverlauf zunehmenden 

Heizsysteme auf Basis erneuerbarer Energien zugrunde gelegt. 

Für das Basisjahr 2024 wurde ein Endenergieverbrauch von 294.400 MWh und THG-Emissi-

onen in Höhe von rund 74.100 t CO2e für die VG Daun errechnet (vgl. Kapitel 1.6). Durch den 

Ausbau einer regenerativen Wärmeversorgung sowie durch die Erschließung von Effizienz- 

und Einsparpotenzialen lassen sich bis zum Jahr 2045 rund 71.700 t CO2e gegenüber 2024 

einsparen, was einer Gesamteinsparung von rund 97 % entspricht. Im Jahr 2045 verbleiben 

Emissionen in Höhe von rund 2.400 t CO2e. 

 

Abbildung 3-6: THG-Emissionen 2045 auf Basis der zukünftigen Wärmebereitstellung 
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Ein großer Beitrag zur Emissionsminderung resultiert durch den Ausbau von Wärmenetzen 

und durch den verstärkten Einsatz von Wärmepumpen. Wärmepumpen profitieren zusätzlich 

von der Absenkung der Emissionswerte des Bundesstrommixes bis zum Jahr 2045. 

Gemäß des Zielszenarios deckt der Einsatz von Wärmenetzen rund 47 % des Endenergiebe-

darfs ab, während durch den von Holz weitere 27 % und Wärmepumpen 26 % gedeckt werden 

und somit ein vollständiger regenerativer Energiemix abgebildet werden kann. Somit werden 

aus heutiger Planungsperspektive bis zum Jahr 2045 fossile Energieträger vollständig aus 

dem Wärmemix verdrängt. 

Die verbleibenden Emissionen im Zieljahr 2045 i. H. v. rund 2.400 t CO2e entstehen durch die 

Vorketten der erneuerbaren Energien. 

 

Abbildung 3-7: Szenario der THG-Emissionen für die Wärmeversorgung bis 2045 

 Ergänzung: Ambitioniertes Szenario bis 2040 

Im ambitionierten Szenario, was sich an den rheinland-pfälzischen Landeszielen orientiert, 

wird die Wärmeversorgung bereits bis zum Jahr 2040 weitgehend auf erneuerbare Energie-

träger umgestellt. Auf Basis der vorliegenden Berechnung ergibt sich für die VG Daun im Ziel-

jahr 2040 ein Wärmeverbrauch von rund 124.400 MWh bei verbleibenden THG-Emissionen in 

Höhe von rund 2.900 t CO2e. Fossile Energieträger wie Erdgas, Flüssiggas, Heizöl sowie 

Kohle spielen in diesem Szenario keine Rolle mehr. 
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Den größten Beitrag zur Wärmeversorgung leistet das Wärmenetz mit rund 38 % des Gesamt-

verbrauchs. Weitere 35 % entfallen auf Wärmepumpen und 25 % auf die Verwendung von 

Holz. Solarthermie deckt in diesem Szenario knapp 2 % des Endenergieverbrauchs ab. Damit 

basiert die Wärmeversorgung im Jahr 2040 rechnerisch vollständig auf erneuerbaren Energie-

trägern. 

Die verbleibenden Emissionen resultieren im Wesentlichen aus den Vorketten und den bilan-

zierten Emissionsfaktoren der eingesetzten erneuerbaren Energieträger. Der größte Anteil der 

verbleibenden Emissionen entfällt auf das Wärmenetz mit rund 39 %, gefolgt von Wärmepum-

pen (38 %) und Holz (23 %). Insgesamt zeigt das ambitionierte Szenario, dass eine nahezu 

treibhausgasneutrale Wärmeversorgung bereits bis 2040 erreichbar ist, sofern der Ausbau ei-

ner biogenen Wärmenetzversorgung und die Nutzung erneuerbarer Wärmetechnologien kon-

sequent vorangetrieben werden. 

 

Abbildung 3-8: Ergebnis der Energie- und THG-Bilanz im ambitionierten Szenario 
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Abbildung 3-9: Zeitverlauf der Energiebilanz im ambitionierten Szenario 

 Wärmevollkostenvergleiche für typische Versorgungsfälle 

Im vorliegenden Unterkapitel werden verschiedene Optionen für die Umstellung der Wärme-

versorgung miteinander verglichen. Ziel ist es, die künftige Wärmeversorgung in der VG Daun 

entsprechend dem Zielszenario in typischen Versorgungsoptionen abzubilden. Grundlage ist 

dabei ein verallgemeinerter Fall, bei dem ein Heizungstausch für ein Einfamilienhaus betrach-

tet wird. Um eine möglichst hohe Vergleichbarkeit zu gewährleisten, wird im Bestand von ei-

nem veralteten Erdgaskessel ausgegangen und einem Erdgasverbrauch nach Witterungsbe-

reinigung i. H. v. 25.000 kWh im Jahr 2025 zur Versorgung des Gebäudes (im PLZ-Gebiet 

54550) mit Heizwärme und Warmwasser. 

Zur Darstellung des Wärmevollkostenvergleichs werden fünf Optionen des Heizungstausches 

herangezogen, die die Versorgung in der Kommune umfassend abbilden. Die Auswahl dieser 

technischen Optionen erfolgt basierend auf den definierten Zielen und Vorgaben des Gebäu-

deenergiegesetzes (GEG), welches einen Ausstieg aus der fossilen Wärmeversorgung bis 

spätestens 2045 vorgibt (vgl. § 72 Abs. 4 GEG) und entsprechen den Versorgungsoptionen 

des Zielszenarios für die VG Daun.  
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Grundförderung bei max. 30.000 €). Lediglich im Falle der Wärmepumpen wurden zusätzliche 

5 % für den Effizienzbonus angerechnet (Sole/Wasser-WP bzw. Luft/Wasser-WP mit natürli-

chem Kältemittel, z. B. Propan). An dieser Stelle wird explizit darauf verwiesen, dass die in 

diesem Vergleich bestimmten Wärmegestehungskosten niedriger ausfallen, wenn im Einzelfall 

ein höherer Fördersatz zum Tragen kommt (bis zu 70 % BEG-Förderung möglich). Jedoch sei 

auch hier angemerkt, dass eine Anpassung der Förderquoten mit der Novellierung des GEG 

im Sommer 2026 einhergehen kann. Zur Ausgestaltung der zukünftigen BEG sind dem Eck-

punktepapier der Bundesregierung keine Angaben zu entnehmen.60  

Der Rechnung liegt weiterhin zugrunde, dass zur Finanzierung der Restsumme ein Kredit auf-

genommen wird, dessen effektiver Zinssatz mit 3 % jährlich angenommen wird. 

In der Vollkostenrechnung werden die Kosten gemäß VDI 2067 Blatt 1 Tabelle A2 an die je-

weilige rechnerische Nutzungsdauer angepasst. Um eine Vergleichbarkeit über einen Betrach-

tungszeitraum von 20 Jahren zu gewährleisten, werden Anschaffungskosten aller Optionen je 

nach ihrer rechnerischen Nutzungsdauer mit einem Faktor versehen, der die Kosten an den 

Zeitraum angleicht. Liegt die rechnerische Nutzungsdauer einer Technologie unterhalb der 

Grenze von 20 Jahren, wird hiermit eine notwendige Folgeinvestition mit eingepreist. Einzig 

im Falle der Erdsonden-Bohrung liegt die Nutzungsdauer mit 50 Jahren bei deutlich über 

20 Jahren. In diesem Fall wird davon ausgegangen, dass das System über die angenommene 

Nutzungsdauer hinaus genutzt wird und somit die Kosten auf die vollen 50 Jahre angerechnet 

werden können. Somit fällt die hier für den Betrachtungszeitraum von 20 Jahren angesetzte 

Investition niedriger aus als die real zu zahlende Investition. 

Weiterhin werden die Kosten für Instandsetzung sowie Wartung und Inspektion ebenfalls ge-

mäß VDI 206761, anhand von festgelegten Prozentwerten der Investition (ohne Förderung), 

ermittelt. Einzig beim Wärmebezugspreis in der Option „Anschluss Wärmenetz“ wird davon 

ausgegangen, dass diese Kosten im Energiepreis enthalten sind. 

Die in Tabelle 3-4 angegebenen Energiepreise wurden mit in der Wärmevollkostenrechnung 

mit einer jährlichen Preissteigerung von 2 % angenommen, lediglich Biogas mit 4 %. Der Pel-

letpreis basiert auf Marktpreisen, die C.A.R.M.E.N. e. V. zur Verfügung stellt (Stand: März 

2026)62. Der Wärmepumpenstromtarif sowie die Gastarife stammen aus einem Vergleich von 

diversen Tarifen im PLZ-Gebiet (Stand: März 2026), der Grundpreis ist jeweils mit eingerech-

net. Für die in Tabelle 3-4 nicht dargestellten „Grüngasanteile“ (Biogas) wurde ein Erdgastarif 

mit 65 %-Biogasanteil mit 13,1 Cent/kWh zugrunde gelegt. Weiterhin sei darauf hingewiesen, 

dass es sich bei den Wärmenetzkosten nicht um ein reales Projekt in der VG Daun handelt, 

 
60 Bundesregierung, Eckpunkte zum neuen Gebäudemodernisierungsgesetz. In: table.media, 24.02.2026. 
61 VDI Verein Deutscher Ingenieure e.V., Richtlinie VDI 2067. In: vdi.de, 29.10.2025 (Tabelle A2). 
62 C.A.R.M.E.N. e.V., Marktpreise Pellets. In: carmen-ev.de, 29.10.2025. 
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sondern um Wärmepreise von Netzen mit EE-Anteil in Rheinland-Pfalz, erhoben vom AGFW 

e.V., dem Verband der Wärmenetzbetreiber63 (angenommen wird der Maximalwert). Belast-

bare Wärmepreise für die leitungsgebundene Versorgung können erst zu einem späteren Zeit-

punkt und projektspezifisch nach der Durchführung von Machbarkeitsstudien und Vorplanun-

gen von den jeweiligen Betreibern bzw. Investoren angegeben werden. 

Im Hinblick auf die Effizienz der neu installierten Systemlösungen werden folgende Werte zu-

grunde gelegt: Der Jahresnutzungsgrad (JNG) der Pelletheizung wird mit 88 % angenommen 

und bei der Gasheizung werden 92 % zugrunde gelegt.64 Die Jahresarbeitszahlen (JAZ) der 

Wärmepumpen werden mit 3,4 (Luft/Wasser-Wärmepumpe) und 4,3 (Sole/Wasser-Wärme-

pumpe) angenommen.65 

 

 
63 AGFW | Der Energieeffizienzverband für Wärme, Kälte und KWK e. V., Preistransparenzplattform Fernwärme. In: waerme-
preise.info, 10.03.2026. 
64 Orientierung an Ariadne, Analyse: Heizkosten und Treibhausgasemissionen in Bestandswohngebäuden - Aktualisierung auf 
Basis der GEG-Novelle 2024. 
65 Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE, WP-QS im Bestand – Entwicklung optimierter Versorgungskonzepte und 
nachhaltiger Qualitätssicherungsmaßnahmen für Wärmepumpen im EFH-Bestand - Fraunhofer ISE. In: ise.fraunhofer.de, 
07.11.2025. 
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Tabelle 3-4: Annahmen zur energetischen und wirtschaftlichen Bewertung in der Wärmevollkostenrechnung  - Zur GEG-konformen Gasheizung sowie zur als Vergleich mit aufge-

nommenen Heizölheizung sei angemerkt, dass die Energiekosten im ersten Jahr noch keinen „Grünanteil“ beinhalten, da dieser nach aktuell gültigem GEG erst 2029 verpflichtend 

ist (Stand März 2026, siehe hierzu obige Anmerkung zur anstehenden Novellierung des GEG). 

Heizsystem Erst- 
investition 
(brutto,  
ohne Förderung) 

Förderung 
(BEG)  
(Prozentsatz und 
Höchstgrenze för-
derfähiger Kosten) 

Investition 
(inkl. Förderung) 

Energie- 
bedarf 

Jahres- 
nutzungs-
grad  
(brennwert- 
bezogen) 

Energie-
verbrauch 
(Endenergie) 

Energiepreis 
(brutto) 

Energie-
kosten im 
ersten Jahr 

Gasheizung 
(Bestand) - - - 20.000 kWh 80 % 25.000 kWh 10,6 Cent/kWh  

(inkl. Grundpreis) 2.600 € 

Pelletheizung 29.900 € 8.970 € 
(30 %) 20.930 € 20.000 kWh 88 % 22.700 kWh 7,9 Cent/kWh 

(bzw. 380 €/Tonne) 1.800 € 

Pellet/Solar-
thermie-Hybrid 43.200 € 9.000 € 

(30 % von 30.000 €) 34.200 € 20.000 kWh 
100 %  
(Solarthermie; 
Pellets wie 
oben) 

21.900 kWh 
0 Cent/kWh 
(Solarthermie; Pel-
lets wie oben) 

1.300 € 

Luft/Wasser-
Wärmepumpe 34.800 € 10.500 € 

(35 % von 30.000 €) 24.300 € 20.000 kWh 340 % 5.900 kWh 24,2 Cent/kWh  
(inkl. Grundpreis) 1.400 € 

Sole/Wasser-
Wärmepumpe 50.800 € 10.500 € 

(35 % von 30.000 €) 40.300 € 20.000 kWh 430 % 4.700 kWh 24,2 Cent/kWh  
(inkl. Grundpreis) 1.100 € 

Anschluss 
Wärmenetz 15.000 € 4.500 € 

(30 %) 10.500 € 20.000 kWh 100 % 20.000 kWh 17,9 Cent/kWh 3.600 € 
(inkl. Wartung) 

GEG-konforme 
Gasheizung 12.400 € 0 € 12.400 € 20.000 kWh 92 % 21.700 kWh 10,6 Cent/kWh  

(inkl. Grundpreis) 2.300 € 

Vergleich 
Heizölheizung 18.300 € 0 € 18.300 € 20.000 kWh 90 % 22.200 kWh 11,0 Cent/kWh 2.400 € 
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Unter Berücksichtigung aller oben genannten Annahmen, ergibt sich für die technischen Opti-

onen beim Heizungstausch folgendes Ergebnis in Bezug auf die Wärmegestehungskosten, 

die über den Betrachtungszeitraum von 20 Jahren gemittelt wurden. Die Pellet-Solarthermie-

Hybridheizung weist die höchsten Wärmegestehungskosten auf, gefolgt von dem reinen Pel-

letkessel, dem Anschluss an ein Wärmenetz und der Sole/Wasser-Wärmepumpe. Am besten 

schneidet die Luft/Wasser-Wärmepumpe ab. Kein Teil des Zielszenarios ist die GEG-konforme 

Gasheizung, dennoch wird sie separat grafisch eingeordnet, siehe Abbildung 3-10. Die Abbil-

dung zeigt die Zusammensetzung der Wärmegestehungskosten aus kapitalgebundenen Kos-

ten, Energiekosten und Betriebskosten. Daraus hervor gehen die Vor- und Nachteile der ein-

zelnen Systeme. Die Sole/Wasser-Wärmepumpe ist effizienter als die Luft/Wasser-Wärme-

pumpe, wodurch die Energiekosten geringer sind. Die Wärmepumpen-Varianten wurden ohne 

eine etwaige Kombination mit einer PV-Anlage und einem Batteriespeicher berechnet, um den 

Fokus rein auf die Wärmeversorgung zu legen. Dennoch sei darauf hingewiesen, dass eine 

PV-Anlage die Energiekosten in den Übergangsjahreszeiten deutlich reduzieren kann. Das 

Pellet/Solarthermie-Hybridsystem ist geprägt von Investition/Kapitalkosten und den Betriebs-

kosten, da es aus zwei Teilsystemen besteht. Im Gegensatz dazu wird der Vorteil der Solar-

thermie als Ergänzung zur Pelletheizung deutlich, da für den solaren Anteil keine Energiekos-

ten anfallen. Bei der GEG-konformen Gasheizung ist der Anteil der Investitionen mit am ge-

ringsten. Jedoch ist der Rohstoffpreis in diesem Fall der größte Anteil, was am steigenden 

Biogasanteil und den steigenden CO2-Preisen liegt. Etwaige Preissteigerungen infolge stei-

gender Netzentgelte sind nicht mit eingepreist. Beim Anschluss an das Wärmenetz sind die 

Kosten für den Anschluss vergleichsweise gering, den größten Anteil an den Wärmegeste-

hungskosten hat der Wärmepreis, der etwaige Betriebskosten und die Kosten für den Ener-

giebezug beinhaltet.  
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Abbildung 3-10: Gemittelte Wärmegestehungskosten als Ergebnis der Wärmevollkostenrechnung 

Bei dem oben gezeigten Ergebnis handelt es sich um eine definierte Modellrechnung, der 

mittlere Anschaffungskosten und ein fester Energiepreis zugrunde liegen. Da Investitionen je 

nach Gebäude jedoch variieren können und es sich bei der Angabe der Energiepreise um eine 

Momentaufnahme handelt, wird das Ergebnis um eine Sensitivitätsanalyse, bei der die Wär-

megestehungskosten in einer Spanne angegeben werden, ergänzt. Dazu werden die minima-

len und maximalen Anschaffungskosten aus dem BKI-Baukostenplaner entnommen. Zudem 

werden die Energiekosten mit einer pauschalen Schwankung von +/- 20 % versehen. Fol-

gende Abbildung zeigt das Ergebnis dieser Sensitivitätsanalyse. Das Pellet-Solarthermie-Hyb-

ridsystem unterliegt den größten Schwankungen. Grund hierfür sind die zwei Systeme, die 

installiert werden und jedes für sich im Extremfall unerwartet hohe Anschaffungskosten auf-

weisen kann, die sich dann kumulieren. Bei den Wärmepumpen hat die Schwankung der Ener-

giepreise weniger Einfluss auf die Wärmegestehungskosten, da der Endenergiebedarf (Strom) 

durch die hohe Effizienz bzw. JAZ geringer ist als in den Vergleichsoptionen. Dennoch sind 

gewisse Schwankungen mit den Investitionsausgaben verbunden. 

Es sei abschließend darauf hingewiesen, dass etwaige Wärmegestehungskosten eines Hei-

zungstauschs im Einzelfall von dieser Spanne abweichen können. Grundsätzlich wird für einen 

Heizungstausch eine individuelle Energieberatung empfohlen, aus der die für das jeweilige 

Gebäude am besten geeignete Wärmeversorgungslösung hervorgeht. 
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Abbildung 3-11: Spanne der gemittelten Wärmegestehungskosten als Ergebnis der Wärmevollkostenrechnung 
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4 Strategie und Maßnahmenkatalog 

Aus den zuvor dargestellten Analysen und Szenarien leitet sich unter Berücksichtigung der 

Akteursbeteiligung die Umsetzungsstrategie für die KWP ab. Wesentliches Element sind da-

bei sowohl die Fokusgebiete zur Wärmenetzversorgung in der Stadt Daun in den Bereichen 

„Lieserpark“ und „Schulzentrum“ sowie in der Gemeinde Schalkenmehren als auch die ergän-

zenden Maßnahmen in Form von Steckbriefen. Diese stellen den Handlungsbedarf für die 

planungsverantwortliche Stelle dar, um die Umsetzung der KWP zu initiieren und zu begleiten. 

 Übersicht Wärmewendestrategie 

Die Wärmewendestrategie ergibt sich aus den Wärmeversorgungsgebieten (vgl. Kapitel 3.1) 

und dem Zielszenario (vgl. Kapitel 3.3). Die künftige Wärmeversorgung wird sich insbesondere 

durch eine zunehmende Kopplung der Sektoren Strom und Wärme auszeichnen, ergänzt um 

einen moderaten Ausbau der Wärmenetzversorgung. Dies bedeutet im Wesentlichen den Ein-

satz elektrisch betriebener Wärmepumpen. Zum einen stehen dezentrale Wärmepumpen für 

die Versorgung einzelner Gebäude(komplexe) zur Verfügung, bspw. als Sole/Wasser-Wärme-

pumpe in Kombination mit kalter Nahwärme im Wärmenetzgebiet Schalkenmehren. Zum an-

deren könnten Großwärmepumpen im Wärmenetzgebiet Schulzentrum (Stadt Daun) und oder 

Schalkenmehren – als Alternative zur kalten Nahwärmelösung mit dezentralen Wärmepumpen 

– zum Einsatz kommen. Auch die Biomasse aus Reststoffen kann eine wesentliche Rolle spie-

len, sowohl in Form von dezentralen Holz(pellet)heizungen als auch in Form von zentralen 

Holzhackschnitzelanlagen für die Wärmenetzversorgung. Mit den Fokusgebieten zur Wärme-

netzversorgung wurden erste Projektskizzen für die Erschließung und Nutzung dieser Poten-

ziale erstellt. Diese gilt es anhand einer Machbarkeitsstudie weiter zu konkretisieren und die 

ingenieurstechnische Planung einzuleiten. Dazu ist eine enge Begleitung durch die VG Daun, 

die Stadt Daun und die Ortsgemeinde Schalkenmehren notwendig, insbesondere bzgl. der 

Kommunikation mit den Akteuren (Wärmenetzkunden, Investoren, Grundstückseigentümer, 

Genehmigungsbehörden etc.).  

Weite Bereiche der Verbandsgemeinde sind für eine dezentrale Versorgung auf Basis erneu-

erbarer Energien eingeteilt, sodass es den Eigentümern obliegt, eine zukunftsfähige Heizungs-

art auszuwählen. Der Wärmevollkostenvergleich unter Kapitel 3.4 liefert dazu erste Orientie-

rung, kann aber eine fachliche Beurteilung des Einzelfalls nicht ersetzen. 

Wasserstoffnetzgebiete zur Versorgung von Einzelgebäuden zum Zwecke der Gebäudehei-

zung sind nach heutigem Sachstand nicht vorgesehen. Allgemein betrachtet sind eine ener-

gieintensive Bereitstellung in Deutschland oder neue Abhängigkeiten bei Import-Wasserstoff 

in Verbindung mit voraussichtlich hohen Kosten zu erwarten, welche gegen den 
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Wasserstoffeinsatz zu Heizzwecken und für eine direkt-elektrische Heizung via Wärmepum-

pen sprechen. Eine Belieferung einzelner Industriebetriebe kann künftig jedoch eine Alterna-

tive zur Erdgasnutzung sein – insbesondere wo eine Elektrifizierung der Prozesse nicht mög-

lich ist.  

In der nachfolgenden Abbildung ist die Wärmewendestrategie zusammenfassend dargestellt. 

 

Abbildung 4-1: Übersicht der Wärmewendestrategie 

 Fokusgebiete 

Im Rahmen der KWP wurden drei Fokusgebiete betrachtet, die bezüglich einer klimafreundli-

chen Wärmeversorgung kurz- und mittelfristig prioritär zu behandeln sind. Es wurden konkrete, 

räumlich verortete Umsetzungspläne erarbeitet, um eine Grundlage für die nächsten Schritte 

zur Umsetzung der Wärmeplanung zu schaffen. Dabei handelt es sich um Projektskizzen mit 

konkreten Kennzahlen, welche jedoch durch Machbarkeitsstudien bzw. ingenieurstechnische 

Vorplanungen weiterentwickelt werden müssen. Für jedes Fokusgebiet wurde ein exemplari-

scher Ausbaupfad (sukzessiver Wärmenetzausbau) erarbeitet. Dieser stellt aktuell ein mögli-

ches Szenario dar und muss in der weiteren Projektplanung und -ausführung konkretisiert 

werden. Dabei kommt es insbesondere auf die tatsächliche Anschlussbereitschaft der Gebäu-

deeigentümer an. Auch die Schätzung des Investitionsbedarfs stellt zunächst ein mögliches 

Szenario unter den aktuellen Rahmenbedingungen dar und wird sich im weiteren Verlauf der 

Projektentwicklung konkretisieren. 
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Abbildung 4-3: Darstellung der identifizierten Fokusgebiete 
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